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1. Zum gegenwärtigen Stand innerbaptistischer »Aufarbeitung«

der DDR-Zeit

Zu Beginn des Jahres 1992, als sich infolge aufsehenerregender Publika-
tionen1 eine öffentliche Diskussion über die Stasi-Kontakte der Kirchen
entwickelte, sahen sich auch Verantwortliche im Bund Evangelisch-Frei-
kirchlicher Gemeinden (BEFG) genötigt, eine erste Einschätzung über
das Verhältnis der größten deutschen Freikirche zu diesem repressiven
Überwachungsorgan der DDR abzugeben. Bis dahin hatten sich die in-
nerfreikirchliche Presse und offizielle Gremien in Fragen der Geschichts-
aufarbeitung sehr zurückgehalten.
Die Bundesleitungen beider, damals noch in Ost und West getrennter
Bünde hatten unmittelbar nach der Maueröffnung Kontakte untereinan-
der aufgenommen, die schließlich zu ihrer Vereinigung auf dem Bundes-
rat 1991 in Siegen führten.2 In den Protokollen der Bundesräte und auch
in den Präsidentenberichten der ersten »Nach-Wende-Zeit« finden sich
immer wieder euphorische Worte der Dankbarkeit gegenüber dem Herrn
der Geschichte, der die politische Wende herbeigeführt habe. Gleichzeitig
vergewisserten sich die Verantwortlichen beider Bünde wiederholt gegen-
seitig, daß die Zeit der organisatorischen Trennung die geistliche und in-
nere Einheit der Freikirche nicht beeinträchtigt habe.3 In der Beschluß-
vorlage über das Zusammenwachsen der Bünde (21.3.1990)4 fehlt jeder

1 Vgl. v.a. die Dokumentation von G. Besier / S. Wolf (Hgg.), ›Pfarrer, Christen, Katho-
liken‹. Das Ministerium für Staatssicherheit der ehemaligen DDR und die Kirchen, Neu-
kirchen-Vluyn 1991 (2. erw. Aufl. 1992).

2 Vgl. Anträge und Berichte an den Bundesrat 1990 (Berichtsheft 1990), 29f; Anträge
und Berichte an den Bundesrat 1992 (Berichtsheft 1992), 308. Nach der Abstimmung wur-
de »Nun danket alle Gott gesungen«. Ein kurzer Blick in die Geschichte hätte gezeigt, daß
dieses Lied 1933 traurige Berühmtheit erlangte und auch 1941 nach der umstrittenen Ver-
einigung von Brüder- und Baptistengemeinden gesungen wurde.

3 Vgl. Berichtsheft 1990, 30; Berichtsheft 1991, 278f; Berichtsheft 1992, 313.
4 Vgl. Berichtsheft 1991, 247.
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Hinweis auf den Weg der Gemeinden in der DDR und ihr Verhältnis zum
Staat. Im Bericht der Präsidenten an den Bundesrat (West) 1990 in Mün-
ster wurde im Rückblick auf die DDR-Zeit im selben Tenor die innere
Einheit der Bünde in Ost und West beschworen. Die Frage nach Bewäh-
rung und Scheitern der Gemeinden unter der SED-Diktatur blieb damals
vollständig aus. Allerdings heben die Präsidenten die positive Rolle von
Mitgliedern und Pastoren während der Wende und ihr Engagement an
den verschiedenen »runden Tischen« lobend hervor.5 Es drängt sich der
Eindruck auf, daß alle Maßnahmen und Erklärungen zielstrebig auf die
Zukunft ausgerichtet sein sollten, wobei kritische Analysen der Vergan-
genheit nur den Vereingungsprozeß stören würden. Auf der letzten Bun-
desratstagung des BEFG in der DDR in Berlin-Weißensee 1990 stellten
jedoch einige Abgeordnete die Frage, warum »ein Wort des Schuldbe-
kenntnisses in bezug auf unsere Anpassung zur Zeit des Sozialismus in
der DDR« im Präsidentenbericht fehle.6 Der Präsident, Manfred Sult, ver-
wies auf einen Brief der Bundesleitung an die Gemeinden vom Dezember
1989 sowie auf eine Erklärung des Freikirchenrates vom 18. Oktober
1989, in welchem diese Thematik ausreichend behandelt würde.
Der  Freikirchenrat der »Vereinigung Evangelischer Freikirchen« (VEF)
hatte im Kontext anderer kirchlicher Verlautbarungen und angesichts
der Massenflucht und der Großdemonstrationen zur Situation in der
DDR Stellung genommen.7 Man bedauerte  die Abwanderung zahlrei-
cher junger Menschen aus der DDR und beklagte gleichzeitig das ge-
waltsame staatliche Vorgehen gegen die friedlichen Demonstrationen.
Vorsichtig in der Formulierung, aber in der Sache dennoch eindeutig,
votierten die freikirchlichen Vertreter für grundlegende gesellschaftliche
Veränderungen, die durch einen freien und ungehinderten Gesprächs-
prozeß erreicht werden sollten. Das Wort der VEF enthält auch einen
stichwortartigen Forderungskatalog, der sich, abgesehen von den persön-
lichen Freiheitsrechten, auch für die Schaffung eines Zivildienstes aus-
sprach. Mit Hinweis auf das gemeinsame freikirchliche Erbe, zu dem der
Einsatz für religiöse und persönliche Freiheit gehöre, erklärten sich die
Vertreter der Freikirchen zur aktiven Mitgestaltung der Gesellschaft be-
reit. Im Rückblick auf die bewegende und gleichzeitig verworrene Zeit
der »Wende« verdient dieses freikirchliche Wort zur Lage bis heute Re-
spekt, wurde doch hier der religiös motivierte Apolitismus, für den
gleichwohl Loyalitätsbekundungen gegenüber dem DDR-Staat durchaus
tolerierbar schienen, preisgegeben und einer aus der freikirchlichen Tra-
dition begründeten  gesellschaftlichen  Verantwortung zumindest verbal
Bahn gebrochen. Besondere Aufmerksamkeit verdient folgender Satz der
Selbstreflexion: »Wir bekennen, daß wir aus pragmatischen Erwägungen
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5 Vgl. Berichtsheft 1991, 278-281.
6 Vgl. Berichtsheft 1991, 318.
7 BEFG Vv 52/89
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und  in  weltabgewandter  Frömmigkeit  der Versuchung zur Anpassung
oft erlegen sind« (ebd.). Diesen Ton einer kritischen Auseinandersetzung
mit dem eigenen Weg läßt auch das Wort der Bundesleitung (Ost) an die
Gemeinden in der DDR vom 29.12.1989 erkennen.8

»Wir haben allen Grund, uns zunächst zu beugen, weil jeder in den zurück-
liegenden Jahren weithin angepaßt gelebt hat. Unrecht wurde von uns zu we-
nig als Unrecht benannt. Viele in unseren Gemeinden haben sich schweigsam
zurückgezogen, weil sie in den Auseinandersetzungen in den Bereichen Schu-
le, Berufsausbildung, Arbeitsplatz und Behörden kein Gehör fanden und sich
auch nichts veränderte. Nicht selten waren Benachteiligungen und Zurückset-
zungen die Folge eines klaren Bekenntnisses. Sicher haben wir auch zu wenig
gebetet und geglaubt, daß der Herr einen Weg finden wird, um die Macht der
Diktatur zu brechen. Jeder sollte sich nach seinen Versäumnissen fragen, sei-
ne Schuld und seinen Kleinmut bekennen« (ebd.).

Nach einer kontroversen Debatte wurden diese Texte auf der Bundes-
ratstagung 1990 in Weißensee dem Protokoll als Anlage beigefügt.9 Die-
se denkwürdige Episode und die in ihrer Offenheit beeindruckenden
Verlautbarungen sind die einzigen veröffentlichten Hinweise, daß die
Frage nach einem Schuldbekenntnis überhaupt thematisiert wurde. Das-
selbe Bild ergibt sich aufgrund der  Veröffentlichungen zur ersten ge-
meinsamen Bundesratstagung in Siegen 1991, auf der die Vereinigung
beider Freikirchenbünde beschlossen wurde. Im Präsidentenbericht zum
»Vereinigungsbundesrat« fehlt jeder Hinweis auf die problematische
Seite der DDR-Geschichte des BEFG.10 Vielmehr wird von den Gemein-
den gegenseitige Solidarität im gesellschaftlichem Umbruch gefordert
und ein behutsames Zusammenwachsen der Bünde in Aussicht gestellt.
In der ersten gemeinsamen Sitzung des Bundesrates nach der Vereini-
gung dankte der Präsident, Walter Zeschky, den Gemeinden in den Neu-
en Bundesländern für ihre Standhaftigkeit in den letzten Jahrzehnten.11

Einigungsfreude, die von nichts getrübt werden sollte, verhinderte eine
frühe Rückbesinnung auf die jüngste Vergangenheit, geschweige denn
ein ehrliches Fragen nach möglicher Schuld. Sehr schnell stellten sich
dagegen die Bundesleitung und das Bundesmissionshaus auf die verän-
derte politische Situation ein, und man begann mit Verve die organisato-
rische Vereinigung in allen Bereichen durchzuführen. Neben den großen
Aufgaben, die wohl annähernd die ganze Energie und Zeit der Haupt-
amtlichen in Anspruch nahmen, verblaßte die Geschichtsaufarbeitung zu
einer Nebensächlichkeit. Diese Einstellung änderte sich  erst durch die
Debatte um das Staat-Kirche-Verhältnis zum Jahreswechsel 1991/92.

166 Andrea Strübind

8 BEFG Vv 70/89
9 Sie fehlen allerdings im Berichtsheft 1991, so daß die westdeutschen Delegierten da-

von keine Kenntnis nehmen konnten.
10 Vgl. Berichtsheft 1992, 313ff.
11 Vgl. Berichtsheft 1991, 352.
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In einem Leitartikel der Zeitschrift »Die Gemeinde« griff Günter Lorenz,
der in der ehemaligen DDR als langjähriger Chefredakteur des Evangeli-
schen Nachrichtendienstes tätig gewesen war, gängige Vorurteile gegen
das umstrittene Buch von Gerhard Besier zur Stasi-Verstrickung der
Kirchen auf und distanzierte sich von dieser Art »unseriöser« Ge-
schichtsaufarbeitung.12 Besonders bedenklich erscheint diese Verurtei-
lung, da der Autor seine eigenen problematischen Beziehungen zu
Staatsorganen der DDR damals nur sehr verhalten andeutete:

»Wer meint, die Kirchen hätten eigentlich nur in Dauerkonfrontation zu die-
sem Staat leben müssen und nicht ein erträgliches Staat-Kirche-Verhältnis
anstreben dürfen, und ihnen deshalb Willfährigkeit vorwirft, der träfe auch
meine eigene damalige Arbeit« (ebd.).

Während er die Gemeinsamkeit mit den anderen Kirchen in der DDR
hervorhob, mit denen sie zusammen »in diesem Unrechtssystem gelebt
und gelitten« hätten, formulierte er die Verstrickung mit dem staatlichen
Überwachungsapparat und das Schuldigwerden nur im Irrealis. Auf die-
sen Artikel antwortete Kim Strübind als Pastor im BEFG und wissen-
schaftlicher Mitarbeiter von Gerhard Besier,13 indem er die pauschale Kri-
tik durch Lorenz zurückwies und zur Selbstkritik riet, zumal die Akten-
einsicht in der Gauckbehörde erst auf dem Wege der Beantragung sei.
Eine Umfrage des kirchlichen Nachrichtenmagazins idea erbrachte zu
Beginn 1992, daß bisher kein Fall einer Zusammenarbeit mit der Staats-
sicherheit im freikirchlichen Raum bekannt geworden sei.14 Deshalb sei
keine  generelle Überprüfung freikirchlicher Mitarbeiter geplant. Stasi-
Verstrickungen sollten nach übereinstimmender Einschätzung der be-
fragten Freikirchen seelsorgerlich (und damit vertraulich) behandelt
werden. Erstaunlich weitgehend fiel das Urteil des damaligen Referenten
für die sogenannte »Heimatmission«, Hans Guderian, aus, der im Febru-
ar 1992 erklärte, daß der BEFG zu unbedeutend gewesen sei, als daß die
Stasi sich für ihn interessiert hätte.15 Diese Einschätzung verwundert im
Blick auf das bekanntermaßen perfekt durchorganisierte Überwachungs-
system der SED-Diktatur, das selbst kleinste politische und religiöse Be-
wegungen und, wie die kilometerlangen Aktenreihen der Gauckbehörde
eindrucksvoll belegen, eine unübersehbare Menge von Einzelpersonen
akribisch ausspioniert hatte. Eine solche Wertung, die vor einer gründli-
chen Analyse der Aktenlage erfolgte bzw. sogar vor der genehmigten

Kennwort: »Herbert aus Halle« 167

12 Vgl. G. Lorenz, Späte Triumphe?, Die Gemeinde, Nr. 5, 1992, 2. Auch die weiteren
Artikel von Lorenz wiederholen seine deutliche Kritik an der derzeitigen Geschichtsaufar-
beitung. Vgl. G. Lorenz, Aufarbeitung, Die Gemeinde, Nr. 20, 1992, 2.

13 Vgl. K. Strübind, Kirche, Stasi – und wir?, Die Gemeinde, Nr. 12, 1992, 6-7.
14 Vgl. Die Gemeinde, Nr. 5, 1991, 4. Zu diesem Urteil war die Bundesleitung-Ost be-

reits im Dezember 1990 gelangt. Da kein begründeter Verdacht auf Stasi-Kooperation vor-
läge, wurde von einer Überprüfung Abstand genommen. Vgl. Berichtsheft 1993, 305.

15 Vgl. Die Gemeinde, Nr. 5, 1991, 4.
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Akteneinsicht des BEFG in der Gauckbehörde, war im historischen Sinne
verfehlt und auch kirchenpolitisch höchst problematisch. Der BEFG, der
bereits den Kirchenkampf des »Dritten Reiches« aufgrund seiner zahlen-
mäßigen  Kleinheit  und der verbreiteten apolitischen Grundeinstellung
›im Windschatten‹ der beiden Großkirchen überdauert hatte, stellte sich
bewußt oder unbewußt zum Jahresanfang 1992 eine Unbedenklichkeits-
erklärung für die zweite deutsche Diktatur aus.16

Mehrere Freikirchen, darunter auch der  BEFG, kamen deshalb  zu der
Ansicht, auf eine generelle Überprüfung ihrer Pastoren- und Mitarbei-
terschaft verzichten zu können. Im BEFG empfahl man für potentielle
»Einzelfälle« einer Kooperation mit der Stasi, daß sich die Betroffenen
an ihre Seelsorger wenden sollten. Dennoch trug die erregte öffentliche
Kontroverse über die Stasi-Verstrickungen der Großkirchen dazu bei,
daß im Frühjahr 1992 von der Bundesleitung ein Ausschuß gebildet
wurde, der sich mit der Aufarbeitung der Geschichte des Bundes in der
DDR befassen sollte.17 Die Geschäftsstelle Ost berichtete im Präsiden-
tenbericht an den Bundesrat 1992, daß der Ständige Ausschuß der Bun-
desleitung sich zum Jahreswechsel 1991/92 mit der Aufarbeitung der
DDR-Geschichte für den Bereich des BEFG beschäftigt habe.18 Die Ver-
antwortung dafür solle in den neuen Bundesländern liegen. Die Einla-
dung zur Mitarbeit, die am 31.1.1992 an die Gemeinden in den Neuen
Bundesländern verschickt wurde, erläutert die geplante Vorgehensweise,
bei der eine differenzierte Einordnung aller Äußerungen und Maßnah-
men in die geschichtlichen Zusammenhänge im Vordergrund stehen
sollte.19 Hinsichtlich der Stasi-Verflechtung wurde den Gemeinden mit-
geteilt, daß »nicht von vornherein auszuschließen« sei, daß es solche Be-
ziehungen auch im BEFG gegeben habe. Dennoch endete der Brief mit
einer selbstbewußten Erklärung:

»Unsere Geschichte ist nicht eine von der Stasi gesteuerte Geschichte gewe-
sen, sondern eine Geschichte mit dem lebendigen Gott. Dabei gab es ohne
Zweifel auch Schuld und Versagen« (ebd.).

In einem weiteren Brief an die Gemeinden in den neuen Bundesländern,
der Anfang März in der Wochenzeitschrift des Bundes veröffentlicht
wurde, nahmen die leitenden Verantwortlichen des ehemaligen BEFG in

168 Andrea Strübind

16 Ebd: »Nach Ansicht von Pastor Hans Guderian […] hat sich die Stasi bei ihren Ak-
tivitäten auf die Landeskirchen konzentriert. Freikirchen hätten sich selten politisch geäu-
ßert und seien bei den Staatsorganen deshalb nicht in gleichem Maße als Bedrohung emp-
funden worden.«

17 Vgl. U. Materne / G. Balders, Erlebt in der DDR. Berichte aus dem Bund Evange-
lisch-Freikirchlicher Gemeinden, Wuppertal / Kassel 1995, 15.

18 Vgl. Berichtsheft 1993, 305f.
19 Der polemische Unterton gegen eine von diesem Vorgehen abweichende Art von

Geschichtsschreibung wurde in jeder offiziellen Stellungnahme des BEFG immer wieder
betont.
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der DDR, herausgefordert durch die öffentliche Diskussion, zur Ge-
schichtsaufarbeitung und zur Stasi-Problematik Stellung.20 Vehement
wandte man sich darin gegen die gegenwärtige »Hysterie« in den Medi-
en und die »einseitigen Bewertungen, Beurteilungen und Verurteilun-
gen« in den ersten Veröffentlichungen zum Umgang der Kirchen mit
der Stasi. Von dieser Geschichtsschreibung solle sich die des Bundes in
Methodik und Quellenauswahl qualitativ unterscheiden. Dennoch wurde
hier zugleich festgehalten, daß die »Verstrickung in das Netz der Stasi«
nicht verdrängt werden dürfe (ebd.). Zur Zeit lägen dem Bund jedoch
keine begründeten »Stasi-Verdächtigungen« vor.
Erstaunlich mutet die Entscheidung an, wonach sich die Verantwortli-
chen weder für noch gegen die Einsichtnahme in die persönlichen Akten
aussprechen wollten. Im folgenden Abschnitt des Briefes wird jedoch
unverhohlen vor den psychischen Gefahren einer Einsichtnahme und
deren unguten Auswirkungen auf die Vertrauensatmosphäre im Bund
gewarnt. Die Aufdeckung von Stasi-Verstrickungen wird damit indirekt
als Vertrauensbruch gewertet. »Ein solcher später Sieg sollte dem bösen
System der Stasi auch im nachhinein nicht vergönnt sein« (ebd.). Daß
man hier den Opfern von Bespitzelungen das Recht streitig machte,
aufzudecken, wer ihre Freundschaft und Kollegenschaft ausgenutzt und
dadurch z.T. auch ihren Lebenslauf mitbestimmt hat, erscheint im Rück-
blick auf die nun vorliegenden Akten besonders befremdlich. Es ist nicht
verständlich, weshalb man  sich  offensichtlich  mehr darum sorgte, wie
mit den »Tätern« seelsorgerlich verfahren werden sollte, als sich die Fra-
ge zu stellen, wie den »Opfern« Hilfe und Rehabilitation gewährt wer-
den konnte.
Über den Fortgang der Geschichtsaufarbeitung berichtete Günter Lorenz
im Februar 1993.21 Die Akten des Staatssekretariats für Kirchenfragen
beschrieb er im Blick auf den BEFG als »wenig ergiebig und recht er-
nüchternd«. Das Material sei unvollständig, ungeordnet und wenig aus-
sagekräftig. Das, wie bei Lorenz häufig zu beobachten, im Konjunktiv
formulierte Fazit lautet: »Deutlich  wurde immerhin, daß der Bund in
staatlicher Sicht zu der Gruppe jener kleinen Kirchen und Glaubensge-
meinschaften zählte, mit denen man offenbar relativ problemlos zu-
rechtzukommen meinte« (ebd.). Daß zu diesem positiven Urteil des
Staates ein akkommodiertes Verhalten der Verantwortlichen auf Bundes-
und Gemeindeebene beigetragen haben könnte, wird von ihm nicht er-
wähnt. Im Berichtsheft zum Bundesrat 1993 erschien zum ersten Mal in
der Bundesöffentlichkeit ein Bericht zur Aufarbeitung der Geschichte
des BEFG in der DDR, in dem ausführlich über die Einsetzung sowie
Ziel und Zweck der neu gebildeten Arbeitsgruppe Auskunft gegeben
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20 Vgl. M. Sult / M. Zimmermann / U. Materne, »Um ehrliche Aufarbeitung bemüht«
– Ein Brief an die Gemeinden in den neuen Ländern, Die Gemeinde, Nr. 10, 1992, 5.

21 Vgl. G. Lorenz, Geschichtsaufarbeitung kommt voran, Die Gemeinde, Nr. 6, 1993, 13.
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wurde.22 Der Autor, Ulrich Materne – Bundesdirektor und späterer Bun-
desbeauftragter, der u.a. für die kontinuierliche Aufarbeitung der DDR-
Geschichte zuständig ist – gab darin zu, daß die öffentliche Diskussion
zum Jahreswechsel 1991/92 ein wesentlicher Impuls für den Beginn der
Arbeit gewesen sei.
Es bleibt daher festzuhalten, daß der Anstoß zur Aufarbeitung der DDR-
Geschichte des freikirchlichen Gemeindebundes zwei Jahre nach der po-
litischen Wende keineswegs aus innerer Einsicht oder theologischer Mo-
tivation erfolgte, sondern durch das öffentliche Interesse an dieser The-
matik ausgelöst wurde. In Maternes Bericht wird der methodische und
in gewisser Weise auch ideologische Ansatz des weiteren Vorgehens
deutlich. »Grundanliegen der Arbeitsgruppe ist es aber, Geschichtsaufar-
beitung nicht auf das Staat-Kirche-Verhältnis oder auf die Frage der Sta-
si-Verflechtung zu reduzieren. Vielmehr möchten wir der Wirklichkeit
entsprechend die Geschichte möglichst umfassend darstellen.«23 In die-
sem Zitat ist die bewußte Distanzierung von einer »enthüllenden« Ge-
schichtsschreibung nach Art der ersten Dokumentation zu den Stasi-
Kontakten der Großkirchen enthalten. Die Arbeitsgruppe erhob den An-
spruch, durch eine großangelegte Befragung von Zeitzeugen die Ge-
schichte »umfassender« bzw. »wirklichkeitsnäher« darstellen zu wollen,
als bisherige Veröffentlichungen es ihres Erachtens vermocht hätten.
Das Verhältnis zur Staatssicherheit sollte dementsprechend zu einem
Thema unter vielen  und  auf keinen Fall vorrangig behandelt  werden.
Dennoch wurde am 16.3.1992 seitens des Bundes Akteneinsicht in der
Gauckbehörde beantragt.24 Eine allgemeine Überprüfung freikirchlicher
Mitarbeiter wurde weiterhin abgelehnt.  »Nach Meinung der Arbeits-
gruppe erscheint es nicht gerechtfertigt, das bisher bestehende Vertrau-
ensverhältnis in der neuen gesellschaftlichen Situation aufzugeben und
neues Vertrauen durch die Einsicht in die Akten der Staatssicherheit zu
erwerben.«25 Die Arbeitsgruppe lehnte es von Beginn an ab, im Rahmen
ihrer Recherchen eine Überprüfung auf Stasi-Kontakte durchzuführen.
Nach einer ersten Sichtung des Quellenmaterials des Sekretariats für
Kirchenfragen berichtet Materne, daß die kleinen Religionsgemeinschaf-
ten mit stereotypen Formulierungen charakterisiert worden seien. Auf-
fällig ist, daß er diese gängigen Einstufungen nicht im Wortlaut wieder-
gibt. Warum unterblieb eine erste Auseinandersetzung mit den staatli-
chen Einschätzungen, die Freikirchen seien als überwiegend »loyal« bzw.

170 Andrea Strübind

22 Vgl. Berichtsheft 1993, 53-57.
23 A.a.O., 53.
24 Vgl. a.a.O., 55.
25 Ebd. Der Sinn des Satzes ist nicht ganz deutlich. Wahrscheinlich ist im zweiten

Satzteil »Mißtrauen« anstatt »Vertrauen« zu lesen.
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sogar »positiv« zu beurteilen?26 Materne resümiert vielmehr nach eini-
gen vagen Andeutungen: »Die zahlenmäßige Größe (Kleinheit) und die
relativ geringen gesellschaftspolitischen Aktivitäten aufgrund theolo-
gisch-geistlicher Grundhaltungen kommen hier gewiß zum Tragen und
wurden wohl so auch richtig eingeschätzt« (ebd.). Schließlich bestätige
sich  der Eindruck, daß  die Gemeinden »weder Helden im Widerstand
noch vom Staat vereinnahmt gewesen sind.«
Bedenklicher als diese plakative Wertung ist seine folgende Einlassung,
wonach das vorliegende Quellenmaterial nicht zum Ausdruck bringe,
welche Konsequenzen der einzelne aus der Christusnachfolge gezogen
habe »und zwar sowohl beim Engagement im und für den Staat DDR
als auch bei der Verweigerung mit allen Folgen an Verzicht und Nachtei-
len« (ebd.). Hier werden die Kooperation mit der SED-Diktatur und die
Resistenz sogar auf ein und dieselbe Ebene gezogen. Folgerichtig konn-
ten beide Haltungen nach Meinung Maternes Konsequenz der Christus-
nachfolge sein! In dieser Wertung liegt die Gefahr, nicht mehr zwischen
denen zu unterscheiden, die in der Diktatur den Mut hatten, ›nein‹ zu
sagen, und denen, die – aus welchen Gründen auch immer27 – mit den
staatlichen Stellen zusammenarbeiteten. Die Geschichtsaufarbeitung, die
an der Aufdeckung von Stasi-Verflechtungen interessiert ist, wird  im
selben Bericht indirekt ein Drang unterstellt, »die prickelnde Frage zu
klären, wer evtl. welchen ›Dreck am Stecken‹ hat« (ebd.).28

Bis auf eine Ausnahme bestand die eingesetzte Arbeitsgruppe nur aus
Vertretern des Ostbundes, worunter auch die in der DDR-Zeit leitenden
Verantwortlichen waren.29 Erst als drittes Ziel der Kommissionsarbeit
wurde die Beschäftigung mit der Stasi-Vergangenheit benannt, an deren
Aufarbeitung die Gemeinden sehr interessiert seien.30 Auffallend ist, daß
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26 Vgl. W. Dietrich / H.-A. Ritter, Freie evangelische Gemeinden vor und nach der
Mauer, Witten 1995, 31.

27 Durchaus auch zur eigenen Bereicherung und zum persönlichen Avancement, wie
die Akten zeigen.

28 Nach den Angaben des Protokolls gab es zu diesem Bericht keine Rückfragen. In der
Aussprache zum Präsidentenbericht, der die Geschichtsaufarbeitung nicht thematisierte,
wurde jedoch vom Dozenten Stefan Stiegler bemängelt, daß die politische Wende dort als
Wechsel von einem Unrechtsstaat zu einem Rechtsstaat bezeichnet werde. Er selbst be-
trachtete sie dagegen als Wechsel von der Diktatur des Proletariats zu einer parlamentari-
schen Demokratie! Ein verbaler »Schlagabtausch« zwischen ihm und dem Präsidenten
über die Bedeutung des Machtfaktors »Geld« in der neuen politischen Situation führte,
nach Solidaritätsbekundung anderer Delegierten aus den NBL, schließlich zu einer öffent-
lichen Entschuldigung des Präsidenten Walter Zeschky. – Die Erwähnung dieses Einzel-
falls soll die veränderte Stimmungslage in der Bundesgemeinschaft illustrieren. Eine kriti-
sche Rückschau auf die DDR-Zeit war in dieser Lage weder gewünscht noch möglich.

29 Ulrich Materne (1989-1991 Generalsekretär des Bundes in der DDR); Manfred Sult
(1981-1991 Präsident des Bundes in der DDR); Günter Lorenz (1960-1990 Schriftleiter
»Wort und Werk« und 1958-1990 Chefredakteur des Evangelischen Nachrichtendienstes
in der DDR).

30 Vgl. Materne / Balders, Erlebt, 15.
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im Berichtsheft 1994 kein Bericht zur Kommissionsarbeit bezüglich der
Aufarbeitung erschien. In der letzten Plenarsitzung des Bundesrates
1994 wurden im mündlichen Bericht durch Ulrich Materne außer der
Ankündigung, daß sich die Veröffentlichung zur Geschichte des Bundes
aufgrund fehlender Übersicht und unklarer Aktenlage verschiebe, keine
neuen Erkenntnisse vermittelt.31 Unter den Berichten für den Bundesrat
1995 fehlt wiederum ein Kommissionsbericht der DDR-Arbeitsgruppe.
Diese Tatsache mag um so mehr verwundern, als dieser Bundesrat durch
Verlautbarungen und Veranstaltungen an den 50. Jahrestages des Kriegs-
endes erinnerte. Im Präsidentenbericht blickte man unter dem Motto
»Erinnern und Gedenken gehören zum Leben« dann auch auf die Ge-
schichte des Bundes im »Dritten Reich« zurück.32 Von der weitergehen-
den jüngsten Vergangenheit in den beiden getrennten Systemen der
Nachkriegszeit war in diesem Zusammenhang nicht die Rede.33 Inner-
halb des Präsidentenberichts wurde jedoch bekanntgegeben, daß »in den
letzten Monaten« die Akteneinsicht in der Gauckbehörde nunmehr
möglich geworden sei.34 Dennoch wird nun zum ersten Mal mitgeteilt,
daß der BEFG »in das flächendeckende Überwachungssystem der DDR
einbezogen war.« Die Rolle der Abteilung der Kriminalpolizei »K I«35

zur Überwachung der kleinen Religionsgemeinschaften und ihre Metho-
den  werden  sachlich dargestellt. Mit Betroffenheit  stellt der  Verfasser
des Berichts fest, daß es in den Gemeinden auch bewußte und kontinu-
ierliche Zusammenarbeit mit dem MfS bzw. der K I gab. Alle Informa-
tionen bleiben jedoch unkonkret. Auf die Rückfrage eines Delegierten
zum Präsidentenberichts, wie mit der Schuld derjenigen umgegangen
werden soll, die als »Inoffizielle Mitarbeiter« (IM) den Gemeinden ge-
schadet hätten, antwortet Materne, daß zunächst die Kopien der Gauck-
behörde vorliegen müßten, bevor man darauf reagieren könne.
Erst im Dezember 1995, also fast vier Jahre nach ihrer Einsetzung, legte
die Arbeitsgruppe eine erste Publikation vor, die den Weg des Gemeinde-
bundes in der DDR anhand von Zeitzeugenberichten, Dokumenten und
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31 Vgl. Berichtsheft 1995, 220.
32 Vgl. Berichtsheft 1996, 228ff.
33 Warum in einer abendlichen »Jubelfeier« anläßlich des 50. Jahrestages des Kriegsen-

des vor dem internationalen Publikum weder eine Erinnerung an die schuldhafte Vergan-
genheit in der NS-Zeit vorkam, noch der schwerwiegenden Folgen des »Kalten Krieges«
gedacht wurde, wird der Verfasserin immer ein Rätsel bleiben. Es kann angesichts der
Trennung beider Teile Deutschlands, von denen der eine in einer sozialistischen Diktatur
existierte, die ihren Bürgern mit Gewalt verbriefte Freiheits- und Menschenrechte ver-
wehrte, doch wohl nicht von »50 Jahren Frieden« gesprochen werden. Diese unreflektierte
Westperspektive muß ärgerlich stimmen.

34 Vgl. Berichtsheft 1996, 232.
35 Zur Abteilung K I ist zwischenzeitlich eine Monographie erschienen. Vgl. Die Lan-

desbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes  der  ehemaligen DDR
Berlin und Sachsen (Hgg.), Der Beitrag des Arbeitsgebietes I der DDR-Kriminalpolizei zur
politischen Überwachung und Repression, Dresden / Berlin 1996.
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Aufsätzen nachzeichnete.36 Auf eine umfassende, kritische Auseinander-
setzung mit diesem Werk soll hier verzichtet werden. Ausdrücklich wur-
de im »Lesebuch« des BEFG auf eine historische Systematisierung und
Deutung verzichtet, die einer wissenschaftlichen Durchdringung des
Materials vorbehalten werden sollte.37 Den Leitartikel zur Staatssicher-
heit verfaßte Ulrich Materne. Auf ganzen zwei Seiten trägt Materne den
Ertrag seiner Recherchen in der Gauckbehörde zusammen. Der Text
deckt sich fast völlig mit dem entsprechenden Abschnitt im Bericht der
Präsidenten von 1995. In seiner Darstellung verzichtet er auf jegliche
Konkretionen. Entschuldigend verweist Materne vielmehr auf die zwar
bereits im Januar 1992 beantragte Akteneinsicht in der Gauck-Behörde,
die allerdings erst 1994/95 realisiert werden konnte. Nach Kenntnis der
Autorin, die im Rahmen eines Forschungsprojekts seit Dezember 1995
das Material der Gauck-Behörde auswerten konnte, lagen Materne be-
reits damals umfangreiche Bestände an Sachakten vor, die eine Vielzahl
aufschlußreicher Detailerkenntnisse über die Überwachung des BEFG
durch die Stasi ermöglicht hätten. Aus den unter Decknamen verfaßten
Treffberichten in den Sachakten ist unzweifelhaft erkennbar, daß es in
den Gemeinden, aber auch in der Pastorenschaft, Informanten der Stasi
gegeben haben muß, die z.T. über einen Zeitraum von mehreren Jahr-
zehnten mit der Stasi zusammengearbeitet hatten. Dennoch blieb Ma-
terne bei der Angabe von 35 Decknamen, die zwar aus den Sachakten
entnommen werden könnten, deren Identität jedoch größtenteils noch
nicht entschlüsselt sei. Er beklagte auch, daß die Aktenbestände der K I
fast vollständig fehlten.
Im Berichtsheft zum Bundesrat 1996 findet sich nach zwei Jahren wie-
der ein Bericht zur Geschichtsaufarbeitung.38 Abgesehen von der Prä-
sentation des »Lesebuches« erwähnt Materne, daß die Bundesleitung im
September 1995 einen »Beirat zur seelsorgerlichen Aufarbeitung der Ge-
schichte des BEFG in der DDR« berufen habe.39 Aufgabe dieses Beirats
seien Gespräche mit Betroffenen und deren seelsorgerliche Betreuung.
Dem Gremium ging es daher auch nicht um eine Offenlegung der Stasi-
Verflechtung innerhalb des BEFG. Materne betonte vielmehr erneut, daß
die Geschichte des Bundes in der DDR nicht auf die Thematik der Stasi-
Kontakte zu reduzieren sei. Dieser Einsicht habe auch die Veröffentli-
chung »Erlebt in der DDR« Rechnung getragen.
Was bleibt nach diesem kurzen Abriß der bisherigen Beschäftigung mit
der Stasi-Problematik im BEFG festzuhalten? In den ersten Jahren nach
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36 Zur Kritik siehe meine Rezension in diesem Heft und in der KZG 9 (1996), 388-395.
37 Vgl. Materne / Balders, Erlebt, 18.
38 Vgl. Berichtsheft 1996, 74.
39 Mitglieder des Beirats sind: Reinhard Assmann, Ulrich Materne, Adolf Pohl, Helmut

Schneider und Manfred Sult. Es handelt sich hierbei wiederum, bis auf eine Ausnahme,
ausschließlich um Mitglieder des ehemaligen BEFG in der DDR.

ZThG 2 (1997), 164–201, ISSN 1430-7820 
© 2020 Verlag der GFTP e. V., Hamburg



der politischen Vereinigung verzichtete der BEFG auf eine selbständige
Erforschung des geschichtlichen Weges des Bundes in der DDR. Kriti-
sche Rückfragen nach der Anpassung des BEFG an staatliche Gegeben-
heiten in  der SED-Diktatur wurden im  Einigungsprozeß  bewußt ver-
mieden. Erst die öffentliche Debatte um die Stasi-Verflechtung der
Großkirchen sowie die Kritik aus den eigenen Reihen führte zur Einset-
zung einer entsprechenden Arbeitsgruppe. Die Verantwortung für die
Aufarbeitung sollte dabei bei den Neuen Bundesländern (NBL) liegen.
Die Geschichtsschreibung erhob den Anspruch, sich durch Methodik
und eigene inhaltliche Schwerpunkte wohltuend von aller großkirchli-
chen »Enthüllungshistoriographie« zu unterscheiden. Die Akteneinsicht
in  der Gauckbehörde verzögerte sich jedoch  in den folgenden Jahren.
Gleichzeitig flaute zwischenzeitlich das Interesse an der Aufarbeitung ab,
zumal andere Themen in der Bundesöffentlichkeit in den Vordergrund
traten. Aber selbst nach der Lektüre der Sachaktenbestände in den Jah-
ren 1994/95, aus denen man schließlich 35 Decknamen erschloß, konnte
man sich seitens des  BEFG nicht zu einer  offensiven  Darstellung des
Verhältnisses zur Staatssicherheit durchringen, sondern blieb bei vagen
Andeutungen und setzte schließlich ein seelsorgerliches Gremium ein.
Erschwert und verzögert wird die Arbeit der Gauckbehörde im Bereich
dieser Freikirche auch dadurch, daß der Beauftragte des BEFG nur unter
den gesammelten Decknamen in den Archiven nachforschen läßt. Bis zu
diesem Zeitpunkt beharrt der Bundesbeauftragte aus ethischen Gründen
auf seiner Entscheidung, nicht unter den Klarnamen der Verantwortli-
chen bzw. der Verdächtigen zu recherchieren. Lange Zeit hat die Gauck-
behörde nur im Fall von »Opferakten« unter Decknamen Nachforschun-
gen betrieben, und auch gegenwärtig ist die Recherche allein unter
Decknamen aufgrund der erstellten Bestandslisten nicht nur äußerst
zeitaufwendig, sondern überdies kaum möglich.
Der Vollständigkeit halber muß an dieser Stelle jedoch auch auf die Be-
mühungen des »Vereins zur Förderung der Erforschung der freikirchli-
chen Geschichte und Theologie« (VEfGT) hingewiesen werden, der 1994
seine Jahrestagung unter dem Thema »Kleinere Religionsgemeinschaften
im Rahmen der Religionspolitik der DDR« abhielt.40 Fachreferate und
ausführliche Stellungnahmen der ehemaligen Entscheidungsträger der
verschiedenen Freikirchen in der DDR lieferten auf diesem Symposion
den Anlaß für ausführliche Diskussionen. Reinhard Assmann referierte
über den Stand der Aufarbeitung innerhalb des BEFG und präsentierte
erste exemplarische Ergebnisse zur »Friedensthematik« in den verschie-
denen Phasen der DDR.41 In seiner Darstellung, die vor allem die me-
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40 Vgl. VEfGT (Hg.), Freikirchenforschung Nr. 4, 1994.
41 Vgl. R. Assmann, »Schicket euch in die Zeit« – Zum Stand der Aufarbeitung der

Geschichte des Bundes  Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden  (BEFG)  in der DDR, in:
VEfGT (Hg.), Freikirchenforschung Nr. 4, 1994, 15-35.
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thodische Vorgehensweise der eingesetzten Arbeitsgruppe vorstellte, be-
merkte er, daß die »Stasi-Problematik« in der Wochenzeitschrift des
Bundes im Lauf des Jahres 1992 diskutiert worden sei, wenn auch im
Vergleich mit anderen kirchlichen Medien sehr zurückhaltend. Interes-
santerweise erwähnt er bezüglich der Zielsetzung der Aufarbeitung ein
Motiv, das in keiner anderen Veröffentlichung des Bundes begegnet:
»Darüber hinaus wird die Arbeit von den (unausgesprochenen) Zielset-
zungen begleitet, im Blick auf die Ostgemeinden die Gefahren und Fak-
ten der Anpassung bewußt zu machen und zu helfen, diese zu verarbei-
ten […]«42 Als Folge dieses Symposions wurde im selben Jahr die Ar-
beitsgruppe »Geschichte der Freikirchen in der DDR 1945-1990« ge-
gründet, die sich seither durch jährlich stattfindende Tagungen und Se-
minare um eine gemeinsame Aufarbeitung der DDR-Vergangenheit in
den Freikirchen bemüht. Im Rahmen dieser Arbeitsgruppe fand im Ok-
tober 1995 eine gut besuchte Tagung zum Thema »Staatliche Einfluß-
nahme auf die Freikirchen in der DDR« statt, auf der u.a. Gerhard Besier
zur Religionspolitik des SED-Staates gegenüber den Freikirchen referier-
te.43 Clemens Vollnhals, Mitarbeiter der Abteilung Bildung und For-
schung der Gauck-Behörde, führte in die Struktur und Arbeitsweise der
Hauptabteilung XX/4 des MfS ein. Auch die Initiative »Gemeinde und
Weltverantwortung« im BEFG widmete sich 1993 anläßlich der Tagung
»Widerstand und (V)Ergebung« der Aufarbeitung der Geschichte des
BEFG in der DDR.44

Auf diesem Hintergrund versucht die vorliegende Untersuchung, an-
hand eines besonders eklatanten Falls einen ersten Zugang zu einem an-
deren Umgang mit der Stasi-Verflechtung im BEFG  zu eröffnen. Die
Verfasserin ist sich bewußt, daß es sich hierbei  nur um einen ersten
Schritt handelt, der durch weiterführende Forschungen ergänzt werden
muß. Viele Seitenrecherchen konnten noch nicht vorgenommen werden,
so daß die Analyse anhand der Stasi-Akten bisher nur ein Teilportrait
der Vorgänge ermöglicht. Dennoch werden anhand der Vorgänge die Zu-
sammenarbeit von offiziellen und konspirativen Institutionen des SED-
Staates im Einsatz gegen die Freikirchen erkennbar. Die Strukturen der
Überwachung im freikirchlichen Bereich können so festgestellt und pa-
radigmatisch ausgewertet werden.
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42 A.a.O., 18.
43 Vgl. G. Besier, Zur Religionspolitik des SED-Staates gegenüber den Freikirchen,

ZThG 1 (1996), 64-79.
44 Vgl. S. Rosemann, Die Gemeinde Nr. 41, 1993, 4f.
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2. Der »Fall Kautz«

In der ersten Veröffentlichung der Arbeitsgruppe des BEFG sticht der
Aufsatz von Günter Balders, Kirchenhistoriker am Theologischen Semi-
nar des Bundes Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden, zur Präsidenten-
wahl 1969 durch seine präzisen Recherchen von den anderen, qualitativ
stark differierenden Beiträgen hervor.45 Er widmet sich einem besonders
interessanten Ausschnitt der im Vergleich mit den Großkirchen auf den
ersten Blick wenig aufregenden Freikirchengeschichte in der DDR. Die
spektakulären Vorgänge anläßlich der Wahl des baptistischen Präsiden-
ten 1969,  die eine beabsichtigte Einflußnahme staatlicher Stellen auf
personelle Neubesetzungen des Bundes sowie die ideologische Offenheit
einzelner Pastoren und Mitarbeiter des Bundes für eine engere Koopera-
tion mit dem Staat belegen, sind eine Schlüsselstelle zur Beurteilung des
Verhältnisses von BEFG und Staat. Durch quellenkritische Arbeit gelingt
es Balders, den Verlauf der Ereignisse um die umstrittene Nachfolge des
ersten Ostvorsitzenden des BEFG, Herbert Weist, nachvollziehbar zu
schildern.
Die Auffindung der IM-Akte von Herbert Kautz, einem der Hauptbetei-
ligten, wirft jedoch nun ein neues Licht auf die »Präsidentenwahl«.46

Herbert Kautz war Pastor des BEFG in Halle und Mitglied des Bundes-
ratssauschusses, einem Kontrollgremium für die  Bundesleitung.47 Bal-
ders stellt ihn als einen mit dem DDR-Staat kooperierenden und poli-
tisch engagierten Christen vor, der für eine engere Zusammenarbeit des
Bundes mit den staatlichen Organen plädierte. Aus den biographischen
Unterlagen der Stasi wird ersichtlich, daß Kautz im Rückblick eine seit
1946 feststellbare »progressive Haltung« attestiert wird.48

Am 10.7.1967 fand ein erstes Kontaktgespräch der Stasi mit Kautz in
Halle statt.49 Es sollte geprüft werden, ob die Kontaktperson (KP) »Her-
bert« sich für die Führung als GI (= »Geheimer Informator«) eignete.

176 Andrea Strübind

45 Vgl. G. Balders, Die Präsidentenwahl 1969 – ein Kapitel für sich, in: Materne / Bal-
ders, Erlebt, 87-109.

46 Vgl. BStU AIM 10036/78, Bd. I und II, Akte zu IM »Herbert«.
47 Vgl. Balders, Präsidentenwahl, 90. Kautz war Vorsitzender der Arbeitsgruppe

»Christliche Kreise« beim Bezirksausschuß Halle der Nationalen Front. Er wurde 1965
zum Abgeordneten der Stadtverordnetenversammlung Halle gewählt. Die Abgeordneten-
tätigkeit nahm ihn so in Anspruch, daß er in Konflikte mit seiner Gemeinde geriet. Vgl.
BStU 10036/78 Bd. I, 14ff; vgl. AOG 2987/80, 16.

48 Vgl. BStU AOG 2987/80 Bd. I, 19. Der Stasi bzw. zunächst der K I war bei ihren
Recherchen zur Person auch die SS-Mitgliedschaft von  Herbert  Kautz (1934-36) nicht
verborgen geblieben. In einem Gespräch gab Kautz seine NS-Vergangenheit gegenüber
der K I in Halle zu. Vgl. AOG 2987/80, 19f. Hierin sahen die Verantwortlichen, wie andere
Fälle beweisen, ein geeignetes Druckmittel gegen den Umworbenen. Seine uneinge-
schränkte Bereitschaft zur Zusammenarbeit machte jedoch jegliche Repression seitens der
staatlichen Organe überflüssig.

49 Vgl. BStU AIM 10036/78 Bd. I, 10ff.
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Die Stasi war  wohl  aufgrund  seines  politischen Engagements auf ihn
aufmerksam geworden und bewertete eine Zusammenarbeit mit ihm als
vielversprechend, da er Pastor in Halle und zugleich Funktionär auf der
Leitungsebene  des BEFG war.50 Bereits bei  diesem ersten  Treffen war
Kautz bereit, äußerst vertrauliche Informationen über den BEFG weiter-
zugeben. Er empfand seine damalige Stellung so, daß er etwa vom Bun-
desvorsitzenden Herbert Weist immer vorgeschoben würde, wenn es
darum ginge, zu politischen Fragen Stellung zu nehmen. In diesem Zu-
sammenhang bemerkte Kautz, daß der BEFG unter einem anderen Vor-
sitzenden sich stärker politisch betätigen und sich damit auch besser in
der Gesellschaft darstellen würde. Kautz erklärte sich zu einer weiteren
Zusammenarbeit bereit und akzeptierte offensichtlich die Forderung
nach Konspiration (Schweigepflicht). Beim zweiten Treffen am 15.8.1967
stimmte er zu, sich mit Mitarbeitern der Stasi anläßlich der »Theologi-
schen Woche« in Berlin zu treffen.51 Bei dieser Gelegenheit wurde auch
deutlich, daß es der Informant eher vorziehen würde, mit der Stasi zu-
sammenzuarbeiten als mit den regionalen Organen.52 Der Hauptmann
der Stasi, Seltmann, empfahl ihm daraufhin, dem Volkspolizeilichen
Kreisamt Halle keine Informationen über seine Kooperation mit der Stasi
weiterzugeben.
Demnach wurde Kautz von Anfang an von der Hauptabteilung XX/4 der
Stasi als Informant geworben und gesteuert. Anhand dieses Vorgehens
der Staatssicherheit läßt sich das damalige Interesse des MfS an einer
Ausspionierung der Leitungsebene des BEFG erkennen. Gleichzeitig ge-
riet Kautz durch sein politisches Amt auch in das Visier der K I in Halle.
Man führte mehrere Gespräche mit ihm und registrierte ihn als Kon-
taktperson »Bruder« oder »Herbert«53.
Am 28.11.1967 wurde Kautz als GI auf der Linie Hauptabteilung XX/4
der Stasi für den Bund Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden (Bapti-
sten) angeworben.54 Ende 1969 wurde er als IMV55 »Herbert« von der
Stasi geführt56. Von 1967-71 steuerte der Führungsoffizier Seltmann den
IM. Danach übernahm ihn der IMF57 Beckmann für die Jahre 1971-76.
Im Jahr 1976 brach die Hauptabteilung der Stasi schließlich den Kontakt
mit ihm, bis auf einzelne Begegnungen, ab und überstellte ihn der Ver-
antwortung der K I in Halle58. Mit dem Wechsel in den Ruhestand 1978
wurde auch seine verbindliche IM-Tätigkeit für die K I beendet. Kautz
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50 Vgl. a.a.O., 2.
51 Vgl. BStU AIM 10036/78 Bd. I, 22.
52 Vgl. a.a.O., 23.
53 Vgl. BStU AOG 2987/80, 9.17.19.
54 Vgl. BStU AIM 10036/78 Bd. I, 24.
55 IMV = »Inoffizieller Mitarbeiter zur Vorgangsbearbeitung«
56 Vgl. a.a.O., 47.
57 IMF = »Inoffizieller Mitarbeiter mit Feindverbindung«
58 Vgl. a.a.O., 56; BStU AOG 2987/80, 24.
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arbeitete dennoch bis zu seinem Tod als Kontaktmann seiner Dienststelle
weiter (als IKK bzw. KK)59.
Die Zusammenarbeit mit den staatlichen Überwachungsorganen setzte
Mitte der 60er Jahre in Halle ein. Die Stasi gab Anfang Dezember 1967
in einer ersten Beurteilung seine progressive Einstellung zum Staat als
Ausgangspunkt der Werbung an.60 Im Oktober 1965 kandidierte Kautz
als CDU-Mitglied für die Stadtverordnetenversammlung in Halle. Sein
»Wort zur Wahl« belegt beispielhaft seine politische Überzeugung, die
von einer klaren Stellungnahme im Sinne der SED-Friedensideologie
und der damit einhergehenden Diffamierung westdeutscher Politik
durchzogen ist. Dementsprechend führt er über die in der Bundesrepu-
blik durchgeführten Wahlen aus:

»Ihre Ergebnisse lassen deutlich erkennen, daß wir unseren westdeutschen
Brüdern und Schwestern ein unüberhörbares Friedenszeugnis einfach schul-
dig sind. Ist es nicht tragisch für unsere Nation und gefährlich für die ganze
Welt, daß durch  die  Fehlentscheidung  vieler westdeutscher  Bürger  am  19.
September in Bonn Kräfte am Ruder blieben, die die Ergebnisse des zweiten
Weltkriegs nicht anerkennen, sondern verändern wollen? Daß sie dabei das
Risiko eines neuen Krieges bewußt einkalkulieren, beweist ihr Drängen nach
einem Mitverfügungsrecht über Atomwaffen wie die Etablierung des Not-
standsstaates. […] Durch die Unterstützung unserer Friedenspolitik wie durch
die Stärkung unserer sozialistischen Demokratie, für die es sich heute neu zu
entscheiden gilt, tragen wir zur Verwirklichung jener elementaren Grundfor-
derung bei, […] daß von deutschem Boden nie wieder ein Krieg entfesselt
wird!«61

Die Basis der Zusammenarbeit sei laut Bericht der Stasi seine »Überzeu-
gung«. Daher sei er auch zu Berichten aus der Bundesleitung des BEFG
bereit. Hier findet sich ebenfalls der für die Deutung seiner persönlichen
Motivation bemerkenswerte Hinweis, daß sich Kautz im BEFG als »un-
ter Wert« eingeschätzt empfinde. In den Treffberichten, die kontinuier-
lich – wenn auch mit zeitlichen Zäsuren – seit 1967 vorliegen, zeigt sich
die große Bereitwilligkeit des Informanten, über seine Kirche und ihre
Amtsträger umfassend Auskunft zu geben. Kautz verpflichtete sich, wie
die Quellen belegen, offenbar ohne Bedenken zur Geheimhaltung und
ließ sich uneingeschränkt auf die Methoden der Konspiration ein.62
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59 Vgl. a.a.O., 131. IKK = »Inoffizielle Kontaktperson der Kriminalpolizei«; KK = »Kri-
minalpolizeiliche Kontaktperson«

60 Vgl. BStU AIM 10036/78 Bd. I, 2.64. Kautz hielt die Regeln der Konspiration kon-
sequent ein.

61 H. Kautz, Mit allen Menschen guten Willens der Stadt Bestes suchen! Ein Wort zur
Wahl, Neue Zeit, Zentralorgan der CDU (10.10.1965). Vgl. dazu auch Assmann, Schicket
euch in die Zeit, 25f.

62 Vgl. BStU AIM 10036/78, Bd. II, 15. Kautz war zur Verwendung von Decknamen
und Kennwörtern (»Herbert aus Halle«) bei Telefongesprächen und zu konspirativen Tref-
fen in Hotelzimmern und Gaststätten bereit.
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Schon nach wenigen Kontaktgesprächen berichten seine Gesprächspart-
ner über ein gefestigtes Vertrauensverhältnis.
Sein eindeutig staatsbejahendes politisches Profil, zu dem er sich öffent-
lich bekannte,63 führte, wie die Akten zeigen, schon 1966 zu ersten Aus-
einandersetzungen mit seiner Gemeinde. Kautz klagte sich gegenüber ei-
nem Vertreter des Stadtrates darüber aus, daß seine Gemeinde ihn we-
gen seiner »progressiven« Haltung ablehne.64

Der Konflikt spitzte sich so zu, daß die Bundesleitung zur Vermittlung
herangezogen werden mußte, die sich schließlich für seinen Verbleib in
Halle aussprach. Bereits bei den frühen Kontaktgesprächen überrascht,
mit welcher Offenheit Kautz Informationen über gemeinde- und bun-
desinterne Vorgänge den staatlichen Stellen weitergab. Bei einem Ge-
spräch im Januar 1967 ließ sich Kautz auch gegenüber der K I bereitwil-
lig zu einer kritischen Einschätzung des Präsidenten Herbert Weist be-
wegen. Er sieht ihn als ängstlichen Kirchenfunktionär, der sich nicht si-
cher sei, ob der DDR-Staat längerfristig Bestand haben werde, und des-
halb eine klare, öffentliche Stellungnahme zum sozialistischen Staat ver-
meide.65 Kautz berichtet der Stasi im Jahr 1967 von der Theologischen
Woche, sowie von Bundesrats- und Bundesleitungssitzungen. Wiederum
kritisiert er dabei die leitenden Verantwortlichen. Herbert Weist sei auf-
grund seiner prinzipiell unpolitischen Grundeinstellung gegen das politi-
sche Engagement von Kautz. Er übergab seinem Führungsoffizier Mate-
rial zur Wehr- und Friedensfrage, da das MfS an der Position des BEFG
interessiert war.
Wiederholt bezichtigte er den damaligen Generalsekretär des Bundes,
Rolf Dammann, der politischen Abstinenz. Diese Vorwürfe gegen Dam-
mann, die bis hin zu äußerst despektierlichen Äußerungen reichen, wer-
den verstärkt und erreichen in der Vorbereitungsphase auf die Präsiden-
tenwahl ihren Höhepunkt.66 Im einem Treffbericht wird vermerkt, daß
die staatlichen Gesprächspartner Kautz aufgrund seiner offensiven Hal-
tung zu größerer Vorsicht und taktischem Einfühlungsvermögen gegen-
über seinen Glaubensgeschwistern ermahnten.67 Am 17.1.1968 berichte-
te Kautz anläßlich eines Treffens mit seinem Führungsoffizier in Halle
über den Unfall des Präsidenten Weist, der es fraglich erscheinen lasse,
ob er seine Funktion als Bundesvorsitzender noch weiter ausüben kön-
ne.68 Der Informant wurde daraufhin beauftragt, die Stasi sofort zu in-
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63 Vgl. BStU AOG 2987/80, Bd. I, 14. Referat vor einer Einwohnerversammlung vom
14.9.1965, in dem Kautz heftig gegen die BRD polemisierte; vgl. a.a.O., 16. Bei seiner Kan-
didatur bekannte er sich offen zur Politik der DDR. »Er ließ auch durchblicken, daß er
deshalb von einigen anderen Glaubensbrüdern geächtet wird« (ebd.).

64 Vgl. a.a.O., 13. Das Gespräch fand am 9.9.1966 statt.
65 Vgl. a.a.O., 20. Das Gespräch fand am 17.1.1967 satt.
66 Vgl. BStU AIM 10036/78 Bd. II, 18ff.
67 Vgl. a.a.O., 28.
68 Vgl. BStU AIM 10036/78 Bd. II, 26.
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formieren, wenn die Frage der Nachfolge im Präsidentenamt akut werde.
Bereits zu diesem frühen Zeitpunkt – Weist starb im April 1968 und die
Bundesleitungswahlen erfolgten ein Jahr später – wußten demnach die
Überwachungsorgane des Staates über den potentiellen Wechsel an der
Spitze des Bundes Bescheid.  Damit verschaffte Kautz den staatlichen
Stellen die Möglichkeit, frühzeitig über mögliche Mittel zur Interventi-
on bei der neuen Amtsbesetzung zu beraten. Bei demselben Treffen in-
formierte Kautz seinen Gesprächspartner auch über seinen Vorschlag an
die Bundesleitung, einen Arbeitskreis zu bilden, »in dem alle gewählten
Volksvertreter, die Baptisten sind«, vereinigt werden sollten, um die poli-
tische Tätigkeit des BEFG zu verbessern69. Diese Initiative sei von der
Bundesleitung bisher »nur kühl ohne Stellungnahme aufgenommen«
worden. Die Stasi empfahl daraufhin dem Informanten, bei solchen Vor-
stößen vorsichtig zu sein und sich nicht den Weg zu verbauen. »Wichti-
ger ist, wenn er das Vertrauen der Leitung besitzt und zu internen Bera-
tungen hinzugezogen wird und uns über deren Inhalt berichten kann«70.
Es ist erstaunlich und gleichzeitig beschämend, welchen Grad an Über-
einstimmung und Vertraulichkeit die Treffberichte widerspiegeln. Kautz
war als Pastor des BEFG offensichtlich zu jedem Vertrauensbruch gegen-
über seiner Kirche bereit, um seine innerkirchliche Karriere mit staatli-
cher Hilfe zu fördern.
Kautz berichtete in Gesprächen im ersten Vierteljahr 1968 u.a. über Un-
terredungen mit Manfred Sult und Rolf Dammann zu Wehrdienstfra-
gen.  Er übergab seinem Führungsoffizier den internen Haushaltsplan
des Bundes zur Ansicht und informierte ausführlich über die Haltung
der Bundesleitung zur DDR-Verfassung. Direkt im Anschluß an eine
Sitzung der Kommission des BEFG vom 12.3.1968, die eine Stellungnah-
me zur Verfassung formulieren sollte, traf er sich mit seinen staatlichen
Gesprächspartnern und  berichtete eingehend  über  die  Resultate.71 Die
positive Einstellung der Bundesleitung zur Verfassung und zum Volks-
entscheid war daher den staatlichen Stellen bekannt. Wiederholt wird in
den Treffberichten deutlich, daß Kautz die Ansicht vertrat, seine Person
und seine politischen Verdienste würden seitens der Bundesführung
nicht hinreichend ästimiert.72 Deshalb wollte er sich durch die Schaffung
des Arbeitskreises eine Basis im BEFG schaffen. In der Bundesleitungs-
sitzung vom 1.3.1968 hatte Kautz trotz der Warnung der Stasi eine Zu-
sammenkunft der »Brüder, die stark in der Öffentlichkeitsarbeit ste-
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69 Vgl. a.a.O., 28.
70 A.a.O., 29.
71 Vgl. a.a.O., 30.38.
72 Vgl. a.a.O., 3.14. Seine  Auszeichnung durch den Nationalrat  mit einer  Medaille

wurde, wie er voller Bitterkeit bemerkt, von der Bundesleitung völlig ignoriert (vgl. a.a.O.,
25).
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hen«73 für den Frühsommer angekündigt. Der Arbeitskreis unter der
Leitung von Kautz wurde schließlich am 18.10.1968 von der Bundeslei-
tung als ständige Einrichtung eingesetzt. »Damit sanktionierte die Bun-
desleitung in gewisser Weise den bisher informellen Kreis, um ihn zu-
gleich durch die Delegierung der Mitglieder ihrer Abteilung Allgemeines
in den AKÖ [Arbeitskreis für Öffentlichkeitsfragen] einigermaßen unter
Kontrolle zu halten.«74 Welche Auswirkungen seine Informationsweiter-
gabe hatte, zeigten die weiteren Entwicklungen in Berlin.
Hans Wilke, leitender Mitarbeiter im Staatssekretariat für Kirchenfra-
gen, befragte Dammann am 29.4.1968 vor der vorgesehenen Tagesord-
nung zum anstehenden Wechsel im Präsidentenamt.75 Dammann prä-
sentierte dem Staatssekretär daraufhin Herbert Morét als interimistisch
gewählten Vorsitzenden der Bundesleitung, der ihm demnächst persön-
lich vorgestellt werden sollte. An diesem Vorgang wird bereits die Zu-
sammenarbeit und gegenseitige Zuarbeit von Staatssekretariat und Stasi
sichtbar, die sich im weiteren Verlauf der Affäre bestätigte. Ein komple-
xes Zusammenspiel von Staatssekretariat für Kirchenfragen, MfS und K
I ist dadurch eindeutig für den Bereich der Freikirchen und kleinen Reli-
gionsgemeinschaften belegt. Balders vermerkt, daß der staatlichen Seite
wenige Wochen nach dem offiziellen Gespräch Dammann / Wilke »bri-
sante bundesinterne Informationen« vorlagen, die eine staatliche Ein-
flußnahme möglich machten.76 Aufgrund  der Treffberichte ergibt sich
ganz eindeutig, daß Kautz detailliert über die entscheidenden Bundeslei-
tungssitzungen berichtete und die staatliche Seite dementsprechend in-
struiert vorgehen konnte. Kautz berichtete dem MfS am 21.5.1968 mi-
nutiös über den Verlauf der »gesamtdeutschen« Bundesleitungssitzung,
die vom 20.-21. Mai stattgefunden hatte.77 Dabei sparte er diffamierende
Angriffe auf den damaligen Bundesdirektor des Westbundes, Gerhard
Claas, vor allem aber gegen Dammann nicht aus. Letzterer dächte und
agierte im Grunde genommen entsprechend seiner gesamtdeutschen
Perspektive für den BEFG. Dammann versuche, seine »Alleinherrschaft«
nach dem Tode von Herbert Weist zu festigen, und sei darüber hinaus
politisch abstinent. Als möglicher Nachfolger im Präsidentenamt sei
Adolf Pohl im Gespräch. Kautz selbst werde für dieses Amt als zu »fort-
schrittlich« eingeschätzt. Zur Abstimmung des weiteren Vorgehens wer-
de sich am 22.6.1968 der Arbeitskreis der politisch engagierten Kräfte
des BEFG treffen, dessen Gründung er der Stasi bereits im Januar avi-
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73 Balders, Präsidentenwahl, 90.
74 A.a.O., 91.
75 Vgl. a.a.O., 87, Anm. 3.
76 Vgl. Balders, Präsidentenwahl, 88.
77 Vgl. BStU AIM 10036/78, Bd. II, 51ff (handschriftlich); 59ff (maschinenschriftlich).

Kautz klärte seine Gesprächspartner über den Modus der Einreise der westdeutschen Teil-
nehmer auf, die einzeln die Grenze überquerten, um die gesamtdeutsche Ausrichtung der
Sitzung gegenüber dem Staat zu verschleiern (vgl. a.a.O., 52).
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siert hatte. Der Bericht über die Bundesleitungssitzung veranlaßte die
Stasi, eine Information an andere Dienststellen weiterzugeben.78 Dort
heißt es: »Insgesamt ist einzuschätzen, daß beabsichtigt war, den zur
gleichen Zeit in der Hauptstadt der DDR und in Westberlin tagenden
Bundesleitungen Ost und West einen ›gesamtdeutschen Charakter‹ zu
geben. Es wird vorgeschlagen, daß der Staatssekretär für Kirchenfragen
mit den leitenden Funktionären der ›Baptisten‹ in der DDR eine Aus-
sprache führt, um solche ›gesamtdeutschen‹ Tagungen zu unterbinden,
ähnlich wie dies in bezug auf die ›Evangelische Kirche in Deutschland‹
geschehen« sei.79 An dieser Anweisung kann man zum einen das direkte
Zusammenwirken von MfS und Staatssekretariat für Kirchenfragen für
den Bereich der kleinen Religionsgemeinschaften und Freikirchen illu-
strieren. Zum anderen zeigt sich in der angestrebten Unterbindung ge-
samtdeutscher Tagungen, daß die Kirchenpolitik gegenüber den Freikir-
chen analog zu den Großkirchen gestaltet wurde.
Ein Bericht der K I in Halle vom 10.6.1968 belegt, wie die Informationen
von Kautz seitens der K I aufgegriffen und verarbeitet wurden.80 Die
Zielsetzung des Arbeitskreises, die progressiven politischen Kräfte zu
vereinen und ihren Einfluß auf den Bund und die Bundesleitung zu ver-
stärken, wird exakt wiedergegeben. Auch die Beratung zur Neuwahl des
Präsidenten wird folgerichtig als Tagesordnungspunkt erwähnt. Entge-
gen der bereits den Treffberichten entnommenen Aussagen, wonach
Kautz die Gründung des Arbeitskreises schon ein halbes Jahr vorher der
Stasi angekündigt hatte, wird jedoch nicht Kautz als Initiator genannt,
sondern der Volkskammerabgeordnete Walter Riedel.81 Der Prediger aus
Halle (= Kautz, der aber namentlich nicht erwähnt wird) sei mit der Lei-
tung beauftragt worden. Es fällt nicht leicht diese offensichtliche Ver-
schiebung der Kompetenzen zu deuten. Entweder ging die Anregung zur
Bildung des Arbeitskreises tatsächlich auf Riedel zurück, wonach Kautz
gegenüber der Stasi bzw. der K I die Unwahrheit gesagt hätte, vielleicht
um ihr gegenüber seine führende Rolle zu protegieren. Oder Riedel und
Kautz verständigten sich intern über ihre Funktionen bei der Gründung
des Arbeitskreises. Wahrscheinlicher ist, daß Kautz aufgrund der War-
nungen seines Führungsoffiziers und taktischer Erwägungen nicht die
Rolle des Initiators gegenüber dem BEFG übernehmen wollte und dem-
entsprechend Riedel dafür gewann oder instruierte. Gleichzeitig unter-
mauerte Kautz jedoch seinen Führungsanspruch durch die Übernahme
der Leitung des Arbeitskreises. Auch Balders bezweifelt die Richtigkeit
der Angabe, nach der Riedel zuerst die Initiative ergriffen habe.82 Er
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78 Vgl. a.a.O., 65f.
79 A.a.O., 66.
80 Vgl. BStU MfS HA XX/4 927, 31f.
81 Zur Person Walter Riedels vgl. Balders, Präsidentenwahl, 89.
82 Vgl. a.a.O., 90.
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resümiert: »Offensichtlich wollten Kautz und Riedel nun die Gunst der
Stunde nutzen und sowohl richtungsmäßige als auch personelle Verän-
derungen  auf den Weg  bringen«  (ebd.). Nach der  bisherigen Analyse
muß man wohl in Kautz den Hauptverantwortlichen sehen, der Riedel
zur Mitarbeit gewann. Inwieweit Riedel über die Beziehungen von
Kautz zum MfS Kenntnis hatte, muß vorerst offen bleiben.
Kautz berichtete in dieser Phase kontinuierlich aus der Bundesleitung,
wobei sich die Polemik gegen Dammann fortsetzte. In aller Deutlichkeit
machte er gegenüber der Stasi seinen Willen deutlich, Präsident zu wer-
den, wobei er sich der Solidarität der jüngeren Pastorenschaft sicher
war.83 Er rief die staatlichen Stellen dazu auf, ihn darin zu unterstützen
und mittels Drohungen und Repressionen – wie etwa bei landeskirchli-
chen Bischofswahlen – die Stimmung im BEFG zu seinen Gunsten zu
beeinflussen. Über die  Gründung  des  Arbeitskreises am  22.6.1968, zu
dem Dammann von der Bundesleitung delegiert worden war, äußert er
sich ambivalent. Während Dammann s.E. positive öffentliche Stellung-
nahmen seitens des BEFG zum DDR-Staat verhindern wolle, hätte sich
Walter Riedel als durchaus positiv erwiesen.84 Am 6.9.1968 konnte
Kautz seine staatlichen Gesprächspartner mit der  Information beruhi-
gen, daß die Bundesleitung in ihrer letzen Sitzung nicht über den
Einmarsch der Staaten des Warschauer Pakts in die CÐSSR diskutiert
habe und dazu auch keine Stellungnahme zu erwarten sei. Im privaten
Gespräch hätte ein Mitglied der Bundesleitung, Manfred Sult, vielmehr
vollstes Verständnis für die militärische Intervention zum Ausdruck
gebracht.85 Günter Lorenz versicherte Kautz, daß auch die westdeutsche
Leitung der Baptisten keine Stellungnahme bzw. Verhaltenslinie zu den
Ereignissen in der CÐSSR herausgegeben habe.
Im Treffbericht vom 21.11.1968 wurden die direkten Maßnahmen zur
Beeinflussung der Präsidentenwahl besprochen. Kautz hielt den »Inte-
rimsvorsitzenden« und damit aussichtsreichsten Kandidaten, Herbert
Morét, für ungeeignet, da er Dammann »hörig« sei. Daraufhin fragen
seine Gesprächspartner, wie sie auf den Entscheidungsprozeß einwirken
könnten. Kautz fand sich bereit, konkrete Vorschläge zu machen: 1. Wal-
ter Riedel sollte für einen Artikel gewonnen werden. Darin sollte Riedel
auf die Verantwortung der Baptisten in der DDR eingehen »und auf die
Bedeutung eines neuen Vorsitzenden und dessen Qualitäten«  hinwei-
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83 Vgl. BStU AIM 10036/78, Bd. II, 68f. Die möglichen Nachfolger des Vorsitzenden
der Vereinigungsleitung Sachsen vertraten s.E. den Standpunkt, »daß er die Leitung des
Bundes übernehmen sollte« (a.a.O., 69).

84 Vgl. a.a.O., 70.
85 Vgl. a.a.O., 73. Ob diese Aussage bereits aus Verdachtsgründen gegen Kautz ent-

stand, muß offen bleiben. Ein Zeitzeuge, Klaus Heinrich, schreibt in diesem Sinne über
Kautz: »Da wir um seine intensiven Kontakte zu den Staatsorganen wußten, wagte keiner,
ihm hart zu widerstehen.« Balders, Präsidentenwahl, 103.
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sen.86 Er werde darüber hinaus Kautz für die Funktion des Präsidenten
vorschlagen. 2. Mitglieder der Bundesleitung sollten von der staatlichen
Seite unter einer Legende angesprochen und mittels Drohungen zur Un-
terstützung der Kandidatur von Kautz gebracht werden. Es ist selbst im
nachhinein erschütternd, wenn man die perfide Anleitung zur Kenntnis
nimmt, mit der Kautz seine Glaubensgeschwister den Staatsorganen
auslieferte, um seine eigene Wahl durchzusetzen. Die unmittelbaren
Auswirkungen lassen sich im Blick auf die Haltung des Staatssekretari-
ats und entsprechende Einschätzungen der Stasi nachweisen.
Balders schildert, wie das Staatssekretariat ein offizielles Zusammentref-
fen mit dem »Interimsvorsitzenden« Morét aufgrund der noch offenen
Situation hinauszögerte.87 Sehr aufschlußreich ist in diesem Zusammen-
hang die zusammenfassende Information der Hauptabteilung VII88 des
MfS vom 30.1.1969 an die Hauptabteilung XX/AIG »im Hause«.89 Un-
ter der Überschrift: »Tätigkeit von Religionsgemeinschaften in der
DDR« wird die bevorstehende Neuwahl des Präsidenten im BEFG pro-
blematisiert. Die geplante Strukturveränderung der Bundesleitung wird
als Mißachtung der »bisherigen Gepflogenheiten« bezeichnet, die vor al-
lem der Entfernung progressiver Kräfte aus dem Leitungsgremium die-
ne, welche »durch der Leitung hörige Funktionäre« ersetzt werden soll-
ten.90 Interessanterweise fehlt jeglicher Hinweis auf die Rolle von Kautz
und die des Arbeitskreises. Die Stasi sah Positionskämpfe voraus, wobei
den Verantwortlichen unterstellt wurde, mit den Sitzen der neuen Bun-
desleitung zu manipulieren. Der verwendete Begriff »hörig« entspricht
den Aussagen von Kautz im Treffbericht 21.11.1968 (s.o.). Die Informa-
tion über eine scheinbar »unrechtmäßige« Umbildung der Bundeslei-
tung verweisen auch auf die »Quelle Kautz«, der durch die Abschaffung
des Bundesratsausschusses um seine Einflußnahme auf der Leitungsebe-
ne bangen mußte. Der Vorwurf der Manipulation konnte laut Balders
nur von einem »Insider« stammen, der die vom Bundeshaus vorgegebe-
ne Verteilung von Direktkandidaten der Vereinigungen und der Li-
stenkandidaten gegenüber den staatlichen Stellen kritisierte.91

Zu Beginn des Jahres 1969 unterstrich Riedel in einem Brief an Dam-
mann, daß der staatlichen Seite sehr an Gesprächen mit dem BEFG un-
ter Einbeziehung des Arbeitskreises, den Kautz leite, gelegen sei.92 Ein
Termin für dieses Kontaktgespräch wurde noch vor der entscheidenden
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86 BStU AIM 10036/78 Bd. II, 77; Balders berichtet, daß bereits am 27.7.1968 ein Arti-
kel über Kautz im CDU-Organ Neue Zeit erschien. Dahinter vermutet er zurecht Wahl-
propaganda. Vgl. Balders, Präsidentenwahl, 91.

87 Vgl. ebd.
88 Nicht, wie Balders angibt, der Hauptabteilung VI.
89 Vgl. BStU MfS HA XX/4, 927, 33.
90 Ebd.
91 Vgl. Balders, Präsidentenwahl, 92.
92 Vgl. a.a.O., 93.
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Bundeskonferenz angesetzt. Riedel versuchte fortgesetzt, unter Hinweis
auf die Kontakte zum Staatssekretär Seigewasser und dessen Erwartun-
gen an die Person des neuen Präsidenten, Druck auf Dammann auszu-
üben, um die Wahl von Kautz vorzubereiten, ohne dessen Namen schon
direkt ins Spiel zu bringen. Dammann hielt zunächst dagegen und stellte
sich, mit Bezug auf seine eigenen Gespräche mit dem Staatssekretariat,
vor den Kandidaten der Bundesleitung.93 Man kann aufgrund der bishe-
rigen  Recherchen  beweisen, daß Riedel im Zusammenhang mit Kautz
aktiv wurde.94 Im Treffbericht vom 7.2.1969 wird die Einschätzung der
Situation aus der Sicht von Kautz wie folgt wiedergegeben: »Ferner hat
der GI den Eindruck, daß vor allem Dammann daran interessiert ist,
auch nur ihm genehme Personen in die Bundesleitung zu bekommen.
Um einen Abfall [sic!] zu verhindern, regte Riedel aus Dresden (Volks-
kammerabgeordneter) bei Dammann an, ein Gespräch bei Staatssekretär
Seigewasser bezüglich der Neuwahl zu führen. Riedel erklärte sich be-
reit, dieses zu arrangieren. Dammann selbst war nach Meinung von GI
›Herbert‹ nicht erbaut von dem Vorschlag und wird versuchen, seine
Konzeption bezüglich der Bundeskonferenz schnellstens durchzufüh-
ren.«95 Die Stasi beauftragt den Informanten, weiter mit Riedel in Ver-
bindung zu bleiben, um Dammann zu beeinflussen. Kautz berichtete am
27.2.1969 der Stasi, daß das weitere Vorgehen mit Riedel und Heinrich
Strohmann96 abgesprochen sei. Dieses Gespräch fand am Rande des
CDU-Parteitages am 22.2.1969 in Erfurt statt.97 Strohmann, Riedel und
Kautz verständigten sich darüber, daß Riedel einen Antrag an die Bun-
desleitung richten sollte, »in dem auf die große Verantwortung, die die
Konferenz bei der Neuwahl trägt«, hingewiesen werden sollte98. Ein
Treffen mit Seigewasser sei für den 18. April vorgesehen. Dammann be-
treibe, nach Angaben von Kautz, eine Aussprache mit dem Staatssekretär
erst nach der Konferenz, um dort den bereits gewählten Präsidenten
Morét zu präsentieren. Kautz empfahl der Stasi, daß Seigewasser Druck
machen solle, um die Wahl zu beeinflussen. Riedel stellte am 22.2.1969
den Antrag an die Bundesleitung, in dem er die Namensänderung des
Bundes und eine Neuaufnahme der Überlegungen zur Präsidentenwahl
forderte.99 Gegenüber dem Staatssekretariat erläuterte er die Situation
im BEFG, drang auf die Einhaltung des Termins am 18. April und führte
Kautz als wünschenswerten Kandidaten ein. Riedel kündigte Dammann
seine Teilnahme an der nächsten Bundesleitungssitzung an, auf der er
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93 Vgl. a.a.O., 93f.
94 Vgl. BStU AIM 10036/78, Bd. II, 86. Dort berichtet Kautz, daß er das Vorgehen mit

Strohmann und Riedel abgesprochen habe.
95 A.a.O., 81.
96 Zur Person Strohmanns s.u.
97 Vgl. Balders, Präsidentenwahl, 96.
98 BStU AIM 10036/78, Bd. II, 87.
99 Vgl. Balders, Präsidentenwahl, 97.
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seinen Antrag zur Namensänderung und zur Präsidentenfrage vertreten
wollte.
Wie stark die fortgesetzte Informationsarbeit von Kautz in dieser span-
nungsreichen Phase weiterwirkte, zeigt eine anonyme Information in
den Akten des MfS vom 14.2.1969.100 Da sie ausschließlich Anweisun-
gen für die Referenten für Kirchenfragen in den Bezirken enthält und
keinerlei Hinweise auf den Einsatz und die Abschöpfung konspirativer
Verbindungen, ist zu vermuten, daß es sich um eine Information des
Staatssekretariats für Kirchenfragen in Absprache mit dem MfS handelt.
In dieser Einschätzung zur Präsidentenwahl werden gegen die Bundes-
leitung und gegen Dammann genau die Vorwürfe erhoben, die sich in
den Treffberichten mit Kautz finden: 1. gesamtdeutsche Ausrichtung der
Arbeit Dammanns;101 2. Hinweis auf die gesamtdeutsche Sitzung der
Bundesleitung vom 20.-21.5.1968 unter dem Vorsitz von Hans Arndt;102

3. Dammann wolle nur ihm »hörige« Personen in der Bundesleitung;103

4. Dammann wolle »allein herrschen«104. Es wird vorgeschlagen, die na-
mentlich  aufgeführten Mitglieder der  jetzigen Bundesleitung über  die
zuständigen Referenten für Kirchenfragen zu Aussprachen einzuladen.
Damit entsprachen die staatlichen Stellen der Aufforderung von Kautz,
der am 21.11.1968  empfohlen  hatte, die Mitglieder der Bundesleitung
unter Druck zu setzen.105 An diesem Beispiel wird deutlich, wie stark das
Zusammenwirken von Staatssekretariat und MfS im Blick auf die Frei-
kirchen war. Die Informationen von Kautz waren nicht nur für die re-
gionale Ebene bedeutsam, sondern hatten Auswirkungen auf die gesamte
Einstellung der staatlichen Stellen gegenüber der Freikirche. Die Hin-
weise des IM »Herbert« gegenüber dem MfS wurden auf höherer Ebene
weitergeleitet und führten zu einer Direktive des Staatssekretariats für
Kirchenfragen.
Auch in den folgenden Zusammenkünften der ersten Monate des Jahres
1969 setzte Kautz seine Berichterstattung fort und schilderte die Situati-
on stets aus seiner Sicht, wonach Dammann den Kandidaten Morét aus
eigennützigen Gründen unterstütze und durchzubringen versuche, um
seine autokratische Führungsrolle zu verstärken und dann nur »ihm ge-
nehme Personen« in der Bundesleitung zu haben.106

Mit besonderer Spannung wurde sicher von allen Beteiligten die Bun-
desleitungssitzung vom 27.2.1969 erwartet, an der Riedel und Kautz
teilnahmen. Kautz berichtete am selben Tag der staatlichen Seite über
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100 BStU MfS HA XX/4 927, 35f.
101 Vgl. BStU AIM 10036/78, Bd. II, 56.82.
102 Vgl. a.a.O., 51ff.
103 Vgl. a.a.O., 75.81.
104 Vgl. a.a.O., 56.
105 Vgl. a.a.O., 79.
106 Vgl. a.a.O., 80ff.
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den Verlauf der Sitzung.107 Zunächst war über die »Namensänderung«
des Bundes beraten worden. Nach einem in der Sache eindeutigen Ge-
spräch im Staatssekretariat für Kirchenfragen wurde von Dammann ver-
langt, die beiden letzten Worte »in Deutschland« aus der Bundesbezeich-
nung wegzulassen, um den gesamtdeutschen Charakter auch sichtbar
aufzugeben.108 Die Namensänderung, die der veränderten Verfassungsla-
ge entsprechen sollte, wurde vom Staatssekretariat in einen direkten Zu-
sammenhang mit potentiellen Genehmigungen für Einreisen gestellt.
Dieses Vorgehen entsprach der Linie der DDR-Kirchenpolitik seit 1967,
wonach »die Illusion über eine einheitliche Kirche«109 systematisch zer-
schlagen werden sollte.  Die Zweistaatlichkeit Deutschlands sollte von
den Kirchen endlich akzeptiert werden. Die Folge sollten die organisato-
rische Trennung von gesamtdeutschen Institutionen, vor allem der evan-
gelischen Kirchen und auch der Freikirchen sein. Wer sich dagegen für
die kirchliche Einheit Deutschlands engagierte, unterstützte aus Sicht
des Staates die reaktionäre Politik der Bundesrepublik und schädigte die
Kirche in der DDR.110 Bereits nach Inkrafttreten der neuen Verfassung
im April 1968 konstituierten sich verschiedene Kirchen und Freikirchen
in nunmehr getrennten Organisationen.111

Nach einem Gespräch mit dem kommissarischen Präsidenten Morét er-
klärte sich Dammann gegenüber dem Staatssekretariat schriftlich für
den BEFG bereit, den Antrag auf Namensänderung dem nächsten Bun-
desrat vorzulegen. Im Blick auf die großen kirchlichen Auseinanderset-
zungen über die neue Verfassung und die Gründung des »Bundes der
Evangelischen  Kirchen  in der DDR«  (BEK)112 verwundert  die lapidare
Aussage von Kautz, daß in dieser Frage innerhalb der Bundesleitung kei-
ne Probleme festzustellen seien.113 Der Bundesdirektor des westdeut-
schen BEFG, Gerhard Claas, bedauerte zwar die Namensänderung, die
von der Bundesleitung-West mit Schmerzen zur Kenntnis genommen
werde, weil hier politischem Druck gehorcht würde. Die formale Tren-
nung solle aber die innere Einheit nicht in Frage stellen. Der Informant
Kautz schätzte gegenüber seinem Führungsoffizier ein, »daß man zwar
formal eine Trennung herbeiführt, aber ansonsten bestrebt ist, die ge-
meinsamen Verbindungen aufrecht zu erhalten.«114 Desgleichen belegt
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107 Vgl. a.a.O., 86ff.
108 Vgl. R. Dammann, Die Teilung des Bundes im Jahr 1969, 175.
109 G. Besier, Der SED-Staat und die Kirche. Der Weg in die Anpassung, München

1993, 628.
110 Vgl. a.a.O., 630f.
111 Vgl. Dammann, Teilung, 175. Zur Stellungnahme des BEFG zur Verfassung von

1968 vgl. R. Dammann, Als Freikirche im sozialistischen Staat, in: Balders / Materne, Er-
lebt, 44ff.

112 Vgl. Besier, SED-Staat, 645-722.
113 Vgl. BStU AIM 10036/78, Bd. II, 88.
114 A.a.O., 89.
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ein Schreiben Riedels an Dammann vom 22.2.1969, daß zumindest
Dammann sich mit der Entscheidung für die Namensänderung, die
letztlich die Trennung in zwei Bünde festschrieb, schwer tat.115 Riedel
bemängelt in seinem Schreiben, daß sich Dammann erst zum gegenwär-
tigen Zeitpunkt für eine Änderung ausgesprochen habe. Nach Riedel
hätte sie schon ein Jahr früher – also im Jahr der neuen DDR-Verfas-
sung – erfolgen können und nicht erst auf Druck des Staatssekretariats.
Riedel nahm, nach dem Protokoll der Bundesleitung, ausführlich zur
Namensänderung Stellung, die anschließend diskutiert wurde. Er war es
auch, der das Thema auf die Präsidentenwahl brachte und dabei Herbert
Kautz als geeigneten Kandidaten, der den Erwartungen des Staates ent-
spräche, vorschlug.116 Dammann stellte klar, »daß ihm seitens des Staats-
sekretariats wohl gesagt  worden ist, daß  man  hoffe, daß  der künftige
Präsident eine positive Stellung zu unserem Staat habe, daß aber im üb-
rigen die Wahl des Präsidenten in unserer eigenen Zuständigkeit sei«.117

Dammann nutzte demnach den Spielraum, der sich ihm durch eigene
Kontaktgespräche mit dem Staatssekretariat eröffnete.
Ein Beschluß wurde im Anschluß an dieses Votum nur zur Namensän-
derung getroffen. Kautz berichtet seinem Gesprächspartner vom MfS
deutlich verstimmt, daß man sich am 27. Februar, obwohl Kautz  von
Riedel zum ersten Mal ganz offiziell zum Vorsitzenden vorgeschlagen
worden wäre, nicht über die Präsidentenwahl unterhalten habe und nie-
mand Stellung genommen hätte.118 Kautz selbst brachte in der Sitzung
am 28. Februar noch einmal das Anliegen Riedels, und damit seine eige-
ne Nominierung, vor. Trotz einer Aussprache wurden jedoch keine Be-
schlüsse in dieser Frage gefaßt.
Kautz beschwerte sich in der Bundesleitungssitzung, daß anläßlich dieser
Zusammenkunft keine Namen von möglichen Kandidaten genannt wur-
den. So würde der Beschluß darüber erst unmittelbar vor der Bundes-
konferenz fallen, teilte er seinem Führungsoffizier mit. Hierin läßt sich
seine ganze Enttäuschung über die erfolglose Intervention Riedels in der
vortägigen Bundesleitungssitzung erkennen. Adolf Pohl, Dozent am
Theologischen Seminar, fand Kautz gegenüber deutliche Worte:

»Ich möchte dir nur eines sagen: unser Schweigen war auch eine Antwort. Es
war die zarteste Andeutung. Wir lassen uns unseren Präsidenten nicht vom
Staat vorschreiben. Der neue Präsident muß 100 % unser Mann sein. Es
kann nur ein Präsident sein, der von den Baptisten gewählt wird.«119
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115 Vgl. Balders, Präsidentenwahl, 96.
116 Vgl. BStU AIM 10036/78, Bd. II, 89.
117 Balders, Präsidentenwahl, 100.
118 BStU AIM 10036/78 Bd. II, 89.
119 A.a.O., 92.
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»Wir lassen uns nicht drücken«, faßte Pohl seine Antwort auf Kautz zu-
sammen. Das Evangelium müßte weiterhin verkündigt werden, egal »ob
wir das über oder unter Wasser« tun.120 Dieses mutige Votum, das ver-
rät, wie die Agitation von Kautz und Riedel bei den Verantwortlichen
eingeschätzt wurde, schwächte der Vorsitzende der Bundesleitung und
Präsidentschaftskandidat Herbert Morét nach Aussagen von Kautz etwas
ab. Dennoch empfahl Kautz der Stasi, als weiteres Druckmittel in der
Entscheidungsphase Dammann keine Reisen mehr zu genehmigen. Der
Arbeitskreis, den Kautz leitete und dem Riedel und Strohmann angehör-
ten, wurde von der Bundesleitung mit der Vorbereitung der wichtigen
Begegnung mit Seigewasser beauftragt. Man traf sich am 29.3.1969 in
Leipzig.121 Mit dieser Beauftragung versuchte die Bundesleitung offen-
sichtlich, den politischen Beziehungen Riedels und Kautz’, die zum Vor-
teil des Staat-Freikirche-Verhältnisses genutzt werden konnten, Rech-
nung zu tragen.
Weitere Auswirkungen der Abschöpfung von Kautz zeigen sich zunächst
in den Akten des Staatssekretariats für Kirchenfragen, das seine Anga-
ben  aus der  Bundesleitungssitzung vom  27.2.1969  in  der Information
vom 17. März weiterverarbeitete und Maßnahmen vorbereitete.122 Dort
begegnen Formulierungen, die sich mit denen des Treffberichts vom 28.
Februar decken. So auch über die Einlassung Pohls, die in der Informati-
on als Meinung des BEFG wiedergegeben wird: Der neue Präsident müs-
se 100 % ihr Mann sein. Auch die in der Information des Staatssekreta-
riats enthaltenen Äußerungen zur Namensänderung stimmen mit den
Angaben von Kautz zur Bundesleitungssitzung überein. Fest steht, daß
Kautz, aber auch Riedel, mit allen Mitteln versuchten, die Wahl von
Kautz durchzusetzen. Dabei instrumentalisierten sie auch das Staatsse-
kretariat, gegen die Verantwortlichen ihrer Freikirche vorzugehen. Be-
reits die beständige Mahnung, in jedem Fall den Termin mit Seigewasser
am 18. April einzuhalten, belegt die taktische Intention. Der Einsatz von
Riedel auf der offiziellen Kontaktschiene und der von Kautz im konspi-
rativen Bereich führten dem Staatssekretariat erst vor Augen, welch
eminent wichtige und politische Bedeutung der Präsidentenwahl zukam.
Ohne die kontinuierliche Diffamierung der leitenden Verantwortlichen
und die Herausstellung der eigenen »progressiven« Einstellung durch
Kautz wäre das Augenmerk der staatlichen Stellen wohl kaum so inten-
siv auf die Wahlentscheidung gerichtet gewesen.
In der Akte des IM »Herbert« findet sich ein weiterer Treffbericht erst
unter dem Datum vom 10.4.1969.123 Kautz stellte in diesem Bericht fest,
daß die abgesprochene Konzeption nicht aufgegangen sei. Auf der Verei-
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120 Vgl. a.a.O., 93.
121 Vgl. BStU AIM 10036/78, Bd. II, 97f.
122 Vgl. Balders, Präsidentenwahl, 101f.
123 Vgl. BStU AIM 10036/78, Bd. II, 99.
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nigungskonferenz am 29. März sei Ernst Wank als Listenkandidat für
die Bundesleitung gewählt worden, weil diejenigen, die seine Wahl un-
terstützten, geschwiegen hätten. Die skandalösen Vorgänge auf der Ver-
einigungskonferenz werden von Balders und einem Zeitzeugen ausführ-
lich geschildert, so daß hier auf eine genaue Wiedergabe verzichtet wer-
den kann.124 Kautz mußte von der Vereinigung Sachsen als Listenkandi-
dat für die Bundesleitung nominiert werden, da der neue Präsident aus
den Mitgliedern der Bundesleitung gewählt würde. Er hatte in der Verei-
nigungsleitung bereits intensiv für seine Kandidatur geworben und un-
verhohlen auf staatliche Interessen verwiesen. Obwohl er zunächst als
ein aussichtsreicher Kandidat galt, traf das Gremium in geheimer Wahl,
vor allem aufgrund seiner demonstrativen Selbstempfehlung, eine ande-
re Entscheidung. Kautz empfahl nach dieser bitteren Niederlage in den
Vorwahlen, daß der Staatssekretär am 18.4.1969 nun Druck auf die Ver-
antwortlichen ausüben sollte, um die Wahl von Kautz dennoch voranzu-
treiben.
Am 24. Juni, also erst zwei Monate später und damit bereits nach der
entscheidenden Bundesratstagung, traf sich Kautz wieder mit dem Ver-
treter des MfS.125 Die staatliche Seite hatte es infolge der Niederlage von
Kautz offensichtlich aufgegeben, direkten Einfluß auf die Präsidenten-
wahl zu nehmen. Das zeigen auch die Dokumente des Staatssekretariats
für Kirchenfragen zur Vorbereitung der Begegnung des Staatssekretärs
mit Vertretern des BEFG am 18.4.1969,126 die wie selbstverständlich von
Morét als künftigen Präsidenten sprechen, dessen endgültige Wahl be-
vorstehe. Nach Aussagen von Dammann und Morét habe der Staatsse-
kretär zum Schluß der Begegnung hervorgehoben,  daß die staatliche
Seite sich nicht in die innerfreikirchlichen Belange, wie die Präsidenten-
wahl, einzumischen gedenke. In der Information der Hauptabteilung
XX/4 des MfS zur Bundesratstagung vom 8.-11. Mai in Dresden wird
dann die Wahl Moréts auch ohne weitere Kommentierung berichtet.
Gleichzeitig konnte zufrieden festgestellt werden, daß die Namensände-
rung des BEFG entsprechend der Verfassungswirklichkeit der DDR auf
dem Bundesrat ohne Auseinandersetzung beschlossen wurde.127 Die Na-
mensänderung, die im Grunde viel mehr als der Austausch von vier
Worten war, wurde mit großer Mehrheit  bei  wenigen Gegenstimmen
und Enthaltungen angenommen.128 Warum die Freikirchen, allen voran
die »Freien evangelischen Gemeinden« (BFeG), im Unterschied zu den
heftigen Auseinandersetzungen innerhalb der EKD ohne größere Beden-
ken die gesamtdeutsche Organisation preisgaben, verdient eine  einge-
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124 Vgl. Balders, Präsidentenwahl, 103-104.
125 Vgl. BStU AIM 10036/78, Bd. II, 102f.
126 Vgl. Balders, Präsidentenwahl, 105.
127 Vgl. BStU MfS HA XX/4 927, 39.
128 Vgl. Dammann, Teilung, 176.
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hendere Untersuchung. Die kongregationalistische Ekklesiologie, die von
der Autonomie der Ortsgemeinde ausgeht, ist dazu prädestiniert,  die
Einzelgemeinde höher zu bewerten als den Verbund der Gemeinden. Die
»Bundesidentität«, d.h. das gesamtfreikirchliche Bewußtsein, war in der
Geschichte immer wieder umstritten bzw. theologisch gar nicht profi-
liert. Ob seitens der Freikirchen eine im Vergleich mit der evangelischen
Kirche höhere Kooperationsbereitschaft mit den staatlichen Stellen vor-
lag, die sich aus ihrer Minderheitensituation ableitete, muß noch er-
forscht werden.
Ende 1969 bewertete das MfS anläßlich der jährlichen Einschätzung des
Inoffiziellen Mitarbeiters Herbert Kautz den Vorgang um die Präsiden-
tenwahl.129 Es sei nicht gelungen, ihn als Präsidenten zu lancieren, weil
er seine Person zu sehr in den Vordergrund gestellt habe. Die staatlichen
Stellen entdeckten, daß die offensive und undiplomatische Vorgehens-
weise von Kautz der Grund für das Scheitern der geplanten Einflußnah-
me war. Ohne es quellenmäßig belegen zu können, muß man davon aus-
gehen, daß die staatlichen Stellen einerseits aufgrund der egozentrischen
Attitüde von Kautz, aber wohl auch aufgrund der loyalen Haltung der
Verantwortlichen des BEFG in der Verfassungs- und Namensänderungs-
frage von einer massiven Beeinflussung der Wahlentscheidung absahen,
die Kautz ihnen nahegelegt hatte. In der Kooperation mit einem Präsi-
denten des BEFG, der eigenständig gewählt war und gleichzeitig zu einer
positiven Zusammenarbeit mit dem Staatssekretariat bereit war, sah man
den größeren Nutzen, als in einem durch staatliche Intervention durch-
gesetzten, unberechenbaren »Wunschkandidaten« Kautz.
Dennoch war den Überwachungsorganen weiterhin an einer Zusammen-
arbeit mit Kautz gelegen, die sich bis zu seinem Tod kontinuierlich fort-
setzte. Kautz konnte zwar aufgrund seiner Niederlage nicht als Funktio-
när in einer Spitzenstellung für den Staat aktiv werden, was seine Wahl
zum Präsidenten ohne Zweifel bedeutet hätte. Durch die Auflösung des
Bundesratsausschusses wurde für ihn gleichzeitig die direkte Ausspio-
nierung der Bundesleitungssitzungen unmöglich. Er war aber aufgrund
seines Vorsitzes im Arbeitskreis für Öffentlichkeitsarbeit, durch die akti-
ve Mitarbeit in der CFK (Christliche Friedenskonferenz) und durch ver-
mehrte Publikationstätigkeit durchaus in der Lage, das Verhältnis zwi-
schen BEFG und DDR-Staat zu beeinflussen. So schrieb er u.a. einen
glorifizierenden Artikel zum 20. Jahrestag der DDR, der im BEFG um-
stritten war.130
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129 Vgl. BStU AIM 10036/78, Bd. I, 49. »Das von Anfang an verfolgte Ziel, den IM
anläßlich der Bundeskonferenz 1969 in Dresden in die Funktion des Präsidenten zu brin-
gen, mißlang. In Auswertung und Einschätzung der Situation wurde herausgearbeitet, daß
der IM seine Person mehr in den Vordergrund schob und somit eine gewisse Oppositions-
haltung gegen sich erzeugte« (ebd.).

130 Vgl. BStU AIM 10036/78, Bd. II, 121.
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Nach der Bundeskonferenz geriet Kautz innerhalb des Bundes zunächst
unter Druck. Er beschwerte sich gegenüber seinem Führungsoffizier, daß
man Stimmung gegen ihn mache und die progressiven Kräfte, wie be-
fürchtet, sukzessiv ausgeschaltet würden. So sei er von der Gemeinde in
Görlitz von einer Evangelisation, die er halten sollte, ausgeladen worden.
Den Briefwechsel mit dem Pastor der Gemeinde, in dem kritische Worte
über sein politisches Engagement und die Vorgänge anläßlich der Präsi-
dentenwahl enthalten sind, übergab er der Staatssicherheit, obwohl sein
Amtsbruder ihn um äußerste Vertraulichkeit wie in einem Vier-Augen-
Gespräch gebeten hatte.131 Auch in dieser Korrespondenz verteidigte
Kautz sein Vorgehen, indem er folgerte, daß die Entscheidung gegen ihn,
wie die jüngsten Ereignisse zeigen, zu Erschwernissen in der Genehmi-
gung von Ausreisen führten. Morét wandte sich nach Kautz’ Angaben
gegen eine Diffamierung seiner Person. Warum sich der Präsident vor
Kautz stellte, ist nicht leicht zu verstehen. Wahrscheinlich wollte man
die politischen Beziehungen des BEFG nicht durch direkte Angriffe oder
öffentliche Maßregelung eines »progressiven« Pastors belasten, der über
einschlägige Kontakte zu staatlichen Stellen verfügte.
Kautz berichtet der Stasi unmittelbar – telefonisches Kennwort: »Her-
bert aus Halle« –, sobald er Nachrichten aus der Bundesleitung oder der
Bundesgeschäftsstelle erhielt.132 Bei Auslandsreisen überwachte er die
kirchlichen Mitreisenden und empfahl in der Auswertung mit Seltmann
vom MfS, wem eine erneute Ausreise erlaubt oder verweigert werden
sollte.133 Obwohl Kautz im Sinne des Staates auf die Bundesleitung ein-
wirken und Ende 1969 eine positive Stellungnahme des Bundes zur
DDR durchsetzen sollte, mußte er im Januar 1970 resigniert feststellen,
daß er von allen offiziellen Treffen und Beratungen ferngehalten wur-
de.134 Er riet deshalb der staatlichen Seite, vermehrt Druck auf seine Kir-
che auszuüben und  Ausreisen  der Funktionäre zu verhindern. Immer
wieder wurde Kautz in dieser Weise eingesetzt, um die Verantwortlichen
des Bundes davon zu überzeugen, daß eine politische Stellungnahme sei-
tens des Bundes aus der Sicht des Staates opportun sei. Wie diese Inter-
ventionen aufgenommen wurden bzw. welche direkten Auswirkungen
sie auf das Verhalten der Verantwortlichen gegenüber dem Staat hatten,
muß eine spätere Untersuchung zeigen.
Eine vage Hoffnung, wieder auf die Leitungsebene des Bundes zu gelan-
gen, verband Kautz mit einer möglichen Wahl zum Vereinigungsleiter in
Sachsen im Frühjahr 1970.135 Dennoch erfolgten die Treffen mit der Sta-
si in immer größeren periodischen Abständen. An den Akten wird er-
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131 Vgl. BStU AIM 10036/78, Bd. II, 113-117.
132 Vgl. a.a.O., 128.
133 Vgl. a.a.O., 130.
134 Vgl. a.a.O., 135ff.
135 Vgl. a.a.O., 138.
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kennbar, daß das Interesse der Staatssicherheit an Kautz nach der ge-
scheiterten Präsidentenwahl merklich zurückging. Kautz stellte gleich-
wohl seinen »Wiederaufstieg« in Aussicht, da er als Kandidat zum Verei-
nigungsleiter vorgeschlagen worden sei. Wenn er am 30.5.1970 in der
Bundesleitungssitzung anwesend wäre, würde er dem MfS über die Un-
tergrundbewegung der Baptisten in der Sowjetunion berichten.136 Die
Thematik der »Initiativniks« war für die Überwachungsorgane von gro-
ßem Interesse, so daß Kautz wiederholt in diesem Sinne eingesetzt und
zur Ausspionierung von Reisekadern eingesetzt wurde.137 Seine Aussa-
gen über den Arbeitskreis für Öffentlichkeitsarbeit, dem auch Morét und
Dammann angehörten,  sind ambivalent.  Zum einen beschreibt er die
verbesserte Zusammenarbeit.138 Drei Monate später wird über die Be-
hinderung ihrer Arbeit durch die Bundesleitung berichtet, die Stroh-
mann veranlaßten, offen über eine Auflösung des Kreises nachzudenken.
Kautz wollte sich aus diesem Konflikt zunächst aus taktischen Gründen
heraushalten, um seine mögliche Wahl zum Vereinigungsleiter nicht zu
gefährden.139 Bei der Einschätzung des Arbeitskreises und der Bundeslei-
tung machte er aus seiner negativen Beurteilung Dammanns, der alles
dominiere, und seiner Kritik an der im Grunde apolitischen Ausrichtung
der anderen Mitglieder keinen Hehl. Dabei schreckte er auch vor per-
sönlicher Diffamierung einzelner Personen nicht zurück.140

Die Vereinigungskonferenz vom 30.-31.5.1970 hielt eine weitere harte
Niederlage für Kautz bereit, da er nicht zum Vereinigungsleiter gewählt
wurde.141 Um seinen Mißerfolg zu kaschieren, gab Kautz gegenüber der
Stasi an, daß die Vereinigungen durch neue Aufgabenverteilungen mitt-
lerweile ohnehin weniger Einfluß auf die Bundesleitung hätten. Dam-
mann fungiere jetzt als unumschränkter Herrscher im BEFG. Damit ver-
stärke sich für ihn zwangsläufig die strategische Abkapselung des BEFG
von der gesellschaftspolitischen Öffentlichkeit und die politische Passivi-
tät. Die Bundesleitung habe kein Interesse an offensiver politischer Ar-
beit, worunter auch der Arbeitskreis leiden würde.142 Kautz mußte nun
erleben,  daß seine Vorschläge für politische Stellungnahmen, die mit
dem MfS abgesprochen waren, nicht aufgenommen wurden.143 Sein Ein-
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136 Vgl. a.a.O., 140-143.
137 Vgl. a.a.O., 154.159ff.
138 Vgl. a.a.O., 149f.
139 Vgl. a.a.O., 156f.
140 Vgl. a.a.O., 157. Kautz machte hier u.a. Angaben über ein Mitglied der Bundeslei-

tung, das Halbjude und deshalb ein Freund Israels sei (vgl. a.a.O., 187). Er gab nach allen
vorangehenden, äußerst negativen Äußerungen über Dammann noch an, daß dieser wäh-
rend der NS-Zeit Fähnrich der Kriegsmarine gewesen sei. Auch über die Berufsplanung
seiner Kinder machte er Angaben.

141 Vgl. a.a.O., 163ff.
142 Vgl. BStU MfS HA XX/4 822, 38f.
143 Vgl. BStU AIM 10036/78 Bd. II, 165f.
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fluß und der gleichgesinnter progressiver Kräfte würde zurückgedrängt.
So dürfte der Arbeitskreis auch nicht auf der Theologischen Woche vor
der versammelten Pastorenschaft des BEFG berichten. Kautz faßte seine
Beobachtungen zusammen, wonach die progressiven Kräfte immer stär-
ker ausgegrenzt würden, während die Anhänger Dammanns reüssierten.
Das Schicksal des Arbeitskreises für Öffentlichkeitsfragen belegt, daß
Kautz die Entwicklung richtig einschätzte. Hatte man noch 1969 vor al-
lem aus taktischen Überlegungen die Notwendigkeit eines solchen Gre-
miums eingesehen, wurde es 1973 aufgelöst.144 Die Verhandlungen mit
dem Staat sollten in Zukunft von der Bundesleitung und den Repräsen-
tanten des Bundes wahrgenommen werden. Ob hinter dieser Verschie-
bung der Kompetenzen auch eine Festigung des Staat-Freikirche-Ver-
hältnisses steht, müßte eine Untersuchung belegen. Vermutlich war
durch den Ausbau guter Beziehungen zum Staatssekretariat seitens
Dammanns / Moréts eine Einflußnahme politischer »Verbindungsleute«
zum Staat nicht mehr in dem Maße nötig, wie in der unsicheren Phase
der neuen Verfassungswirklichkeit.
In der Folgezeit traf sich Kautz regelmäßig, wenn auch weniger häufig
als in den Jahren 1968/69, mit seinem Führungsoffizier. Er berichtete de-
tailliert über die politische Einstellung seiner Kollegen, wobei er negati-
ve Einschätzungen scheinbar ohne Skrupel weitergab.145 Zum Spektrum
seiner Tätigkeit gehörte auch die Ausforschung der CFK. Über Tagungen
und Konferenzen des BEFG, an denen er teilnahm, machte er fortgesetzt
umfassende Angaben und überreichte geeignetes Informationsmaterial.
Stereotyp kritisierte er bei allen Treffen die apolitische Haltung des
BEFG, die vor allem durch Dammann zementiert würde.
Gleichzeitig wurde Kautz immer stärker sein sinkendes Prestige im
BEFG bewußt, was für ihn vor allem an der Demontage des Arbeitskrei-
ses für Öffentlichkeitsfragen sichtbar wurde. Am 13.10.1970 meldete er
sich selber bei seinem konspirativen Gesprächspartner und bat um Un-
terstützung.146 Der Staatsapparat solle vermehrt Forderungen an die
Baptisten stellen. Auch dürfe sich der Staatssekretär nicht mehr mit all-
gemeinen Erklärungen des BEFG zufriedengeben, sondern müsse kon-
krete Fragen zur politischen Einstellung vorbringen. Daraufhin erteilte-
Seltmann dem Informanten den Auftrag, Vorschläge für den BEFG zu
erarbeiten, die dem Staatssekretariat übermittelt werden sollten, um ge-
zielt seine Arbeit mit dem BEFG danach ausrichten zu können. Gerade
in diesem Zusammenhang ist man über das Ausmaß an Korruption sei-
tens des IM »Herbert« erstaunt. Fordert ein Pastor hier doch ganz un-
zweideutig die Staatsorgane zu einem härteren repressiven Vorgehen ge-
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144 Vgl. Balders, Präsidentenwahl, 107.
145 Vgl. BStU AIM 10036/78, Bd. II, 168ff: Bericht über Seminardozenten Adolf Pohl

und Klaus Fuhrmann.
146 Vgl. a.a.O., 180ff.
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gen seine eigene Kirche auf. Er schien sogar zur Mitarbeit bereit, um die
Repressionsmöglichkeiten des Staatssekretariats gegen seine eigene Kir-
che zu fördern.
Im Frühjahr 1971 zeigte sich, daß die fortgesetzte »Überzeugungsarbeit«
von Kautz Früchte trug. An dieser Episode läßt sich auch der verbliebene
Einfluß des letztlich aus allen leitenden Funktionen bereits verdrängten
Kautz belegen. Der Bund bereitete anläßlich eines in Aussicht genom-
menen Gesprächstermins am 2. April mit Seigewasser eine politische Er-
klärung vor.147 Am 8.3.1971 habe Kautz mit Günter Lorenz und Herbert
Morét darüber gesprochen.148 Dabei machte er konkrete Vorschläge für
die zu behandelnden Fragen (wie u.a. die völkerrechtliche Anerkennung
der DDR und die Mitgliedschaft beider deutschen Staaten in der UNO).
Lorenz wollte daraufhin die Erklärung formulieren und dem Inform-
anten zuschicken. Morét versuchte diese Entwicklung dadurch zu brem-
sen, daß er erklärte, sich beim Text der Erklärung an die Formulierungen
der anderen Kirchen halten zu wollen. Morét wollte nichts auf eigene
Faust unternehmen, um nicht von den anderen Kirchen »angepfiffen«
und von den eigenen Leuten »abgeschossen« zu werden. Ob dies ein ty-
pisches Verhalten war, müßte die weitere Forschung zeigen. Der Inform-
ant pochte auf sachliche und sprachliche Eindeutigkeit. Kautz setzte in
diesem Gespräch den Präsidenten Morét, der beim Zusammentreffen
mit Seigewasser außer der Erklärung nichts weiter sagen wollte, massiv
unter Druck. Er legte Morét die s.E. angemessenen Reaktionen im Ge-
spräch mit Seigewasser nahe und drohte Konsequenzen an, falls es zu
keiner eindeutigen Stellungnahme seitens  des  Bundes  käme. Die »ab-
wartende Haltung« der Baptisten würde vom Staat beanstandet werden.
Beim Treffen am 23.3.1971 legte Kautz dem MfS vorab den Entwurf für
die politische Erklärung vor, mit der die staatlichen Gesprächspartner
sehr zufrieden waren.149

Bereits dieser Entwurf wurde über die Stasi bis hin zu Seigewasser
übermittelt. Für eine Veröffentlichung in der Zeitschrift des Bundes soll-
te Kautz Sorge tragen. Am 25.3.1971 schrieb Kautz mit unverkennbar
drohendem Unterton an Dammann über den Entwurfstext: »Ich möchte
ihn in der Endfassung nicht gekürzt sehen.« Schließlich wurde die Er-
klärung in der Monatszeitschrift des Bundes »Wort und Werk« abge-
druckt.150 Ein Vergleich mit der Schlußfassung der Erklärung war der
Verfasserin nicht möglich und bleibt daher einer späteren Untersuchung
vorbehalten. Hier interessiert in erster Linie, wie es Kautz gelang, durch
den Arbeitskreis für Öffentlichkeitsarbeit  zu dieser Zeit noch auf die
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147 Vgl. a.a.O., 185ff. Vgl. zu den Gesprächen mit dem Staatssekretariat Dammann,
Freikirche, 47ff.

148 Vgl. BStU AIM 10036/78, Bd. II, 185.
149 Vgl. a.a.O., 189.
150 Vgl. Assmann, Schicket euch in die Zeit, 27.
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Verantwortlichen im Sinne des Staates einzuwirken, und welcher Mittel
er sich dabei bediente.
Am 1.10.1971 wurde IMV »Herbert« nach langjähriger Zusammenarbeit
dem neuen Verbindungsmann Beckmann übergeben, der die Zusammen-
arbeit bis 1976 durchführte.151 Auffällig ist, daß sich der Ton der Treffbe-
richte sehr stark verändert. Der neue Gesprächspartner scheint wesent-
lich distanzierter gegenüber Kautz zu sein und hat die Verbindung
schließlich über Jahre hin schleifen lassen. Bei einer der wenigen Begeg-
nungen bat Kautz Beckmann um Unterstützung für eine von ihm ange-
strebten Reise  zum Weltkongreß der Baptisten in  Stockholm 1975.152

Die Bundesleitung lehne seine Teilnahme ab, obwohl Riedel und Stroh-
mann für ihn intervenierten. Beckmann versagte die staatliche Unter-
stützung in diesem Fall. Erst zu Beginn des Jahres 1976 häufen sich wie-
der die Kontaktgespräche. Zu diesem Zeitpunkt wurde der IM »Herbert«
zur weiteren Verbindung der K I in Halle übergeben153. Für die Stasi
hatte eine intensive Zusammenarbeit mit ihm, nachdem er kaum noch
über Einfluß im BEFG verfügte, an Attraktivität verloren. Kautz gab In-
formationen zur Erklärung der evangelischen Kirche zum Zionismus
weiter, die im BEFG an die Gemeinden verschickt wurden. Der Inform-
ant  erhielt daraufhin den Auftrag  herauszufinden, warum  sich Morét
nach den kirchlichen Verlautbarungen richtete.154 Dennoch wird die Ab-
schöpfung von Kautz nicht mehr stringent vorgenommen. Die Treffen
fanden nur unregelmäßig statt. Der Informant erhält Aufträge, die dann
offensichtlich nicht ausgewertet werden. Kautz macht dennoch Angaben
zu Kontakten des Leiters des westdeutschen Gemeindejugendwerks,
Karl-Heinz Walter, zur FDJ. Er berichtete über Beobachtungen auf einer
Moskaureise, die von staatlicher Seite initiiert und gefördert worden
war.
In dieser Phase gab Kautz auch viele Informationen über einzelne Per-
sönlichkeiten aus verschiedenen Gemeinden und der Pastorenschaft wei-
ter. Dennoch ist dem Material zu entnehmen, daß sein Einfluß auf die
Entscheidungsebene des Bundes bereits sehr begrenzt war. Dementspre-
chend disparat fielen die Informationen aus, die er noch liefern konnte.
Sein Einsatzgebiet verlagerte sich nun auf die CFK. Am BEFG interes-
sierte die K I vor allem die sogenannte »Ostarbeit« und die damit ver-
bundenen Organisationen wie »Licht im Osten«, »Christliche Ostmissi-
on« und die »Märtyrer-Kirche«. Zugleich sollte Kautz über die Übersied-
lung von Bürgern aus der Sowjetunion und die Reaktion von Baptisten
darauf berichten. Bei Reisen in die Bundesrepublik versuchte Kautz, Ma-
terial über diese Organisationen zu beschaffen und machte dabei detail-
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151 Vgl. BStU AIM 10036/78, Bd. II, 203.
152 Vgl. a.a.O., 204.
153 Vgl. BStU AOG 2987/80, 24.131.
154 Vgl. BStU AIM 10036/78, Bd. II, 207.
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lierte Angaben  zu Personen, denen er begegnete. Ein Kurzbericht aus
dem Sommer 1976 belegt, daß er so gut wie keinen Einfluß mehr im
BEFG hatte und kaum noch über Kontakte zu Pastoren verfügte.155 Nur
nach vorherigen Zusammenkünften mit Heinrich Strohmann konnte er
noch Informationen über die Bundesleitung – hier über Günter Lorenz
als möglichen Nachfolger von Rolf Dammann – weitergeben.156

Der Zusammenhang von Strohmann und Kautz verdient im Blick auf
weitere Aktenbestände der Gauckbehörde über Heinrich Strohmann die
künftige Aufmerksamkeit der Forschung. Obwohl Kautz offensichtlich
an Einfluß verloren hatte und die Zusammenarbeit auch seitens der K I
eher zögerlich fortgesetzt wurde, wurde er am 16.1.1979 als IKK der K I
geworben und erklärte sich sofort zur Zusammenarbeit bereit.157 Der
Vorschlag zur Werbung erfolgte aufgrund der langjährigen Zusammen-
arbeit mit dem MfS und seiner eindrucksvollen politischen Biographie,
die viele Auszeichnungen durch den SED-Staat vorweisen konnte. Im
Aufklärungsbericht wurde seine progressive Haltung hervorgehoben, die
verhindert habe (!), daß er in Führungsämter seiner Freikirche aufge-
stiegen sei. Seine Spitzeltätigkeit für die ebenfalls von MfS-Kräften
durchsetzten K I in der Phase ab 1976 ist von immer privateren Infor-
mationen über einzelne Persönlichkeiten, von Kollegen bis hin zur eige-
nen Familie, geprägt. Sie entbehren einer kirchengeschichtlichen Bedeu-
tung und sollen deshalb hier aufgrund ihres privaten Charakters nicht
weiter ausgewertet werden. Auch die Berichte über die von der Stasi fi-
nanzierten Reisen in die Bundesrepublik sind vernachlässigbar. Nach
mehreren Schlaganfällen stellte die K I fest, daß »Herbert« bereits men-
tale Schwierigkeiten bei der Berichterstattung aufwies. Die wenigen In-
formationen über den BEFG, die er noch weitergeben konnte, scheinen
aus zweiter Hand zu stammen. Dennoch gehen die Berichte bis wenige
Monate vor seinem Tod weiter.
Nach diesem Überblick über eine Spitzeltätigkeit von über 20 Jahren
fällt es schwer, die ursprüngliche Motivation von Herbert Kautz heraus-
zuarbeiten. An seiner Bejahung des DDR-Staates und seiner progressi-
ven politischen Einstellung hat er nie Zweifel aufkommen lassen. Wie es
jedoch zu dieser rückhaltlosen Offenheit für eine konspirative Zusam-
menarbeit mit der MfS / K I kommen konnte, die schließlich jegliche
Solidarität mit der eigenen Kirche vermissen ließ, bleibt schwer nach-
vollziehbar. Die persönliche Karriere innerhalb seiner Freikirche war
zwischenzeitlich eindeutig eines der leitenden Motive. Ob neben seiner
klaren politischen Überzeugung auch die Haft seines Sohnes nach einem
mißglückten Fluchtversuch und dessen Verstrickungen mit der Stasi eine

Kennwort: »Herbert aus Halle« 197

155 Vgl. a.a.O., 220f.
156 Vgl. a.a.O., 222.
157 Vgl. BStU AOG 2987/80, Bd. I, 4.

ZThG 2 (1997), 164–201, ISSN 1430-7820 
© 2020 Verlag der GFTP e. V., Hamburg



Rolle gespielt haben, muß offenbleiben.158 Kautz hat durch seine Berich-
te sicherlich die Meinung der staatlichen Stellen über seine Freikirche
beeinflußt. Wenn auch phasenweise in unterschiedlicher Intensität, ha-
ben sich seine Einschätzungen und Empfehlungen auf die Haltung des
Staatssekretariats für Kirchenfragen gegen den BEFG ausgewirkt. Höhe-
punkt waren sicher die Vorgänge um die Präsidentenwahl 1969. Auch
seine negative Einschätzung vieler Personen in und außerhalb seiner
Freikirche, allen voran die von Rolf Dammann, mögen schwerwiegende
Konsequenzen für einzelne Menschen nach sich gezogen haben, die bis-
her noch nicht nachweisbar sind. Dennoch muß dieser aus den Stasi-Ak-
ten rekonstruierte Einzelfall in die Gesamtgeschichte des BEFG in der
DDR eingeordnet werden. Der Weg des Gemeindebundes wurde von
Verantwortlichen bestimmt, denen offensichtlich die von Kautz ange-
strebte Kooperation mit dem Staat zu weit ging. Die Bundesleitung setz-
te sich, wie die Stasi-Akten belegen, mit den »progressiven« Kräften
auseinander, um die Identität des BEFG nicht durch eine offene Solidari-
sierung mit der SED-Diktatur zu beschädigen. Auch in der Phase der
Präsidentenwahl, in der sich der staatliche Druck verstärkte, versuchte
die Bundesleitung den Freiraum der Freikirche so weit wie möglich zu
erhalten.  »Wir lassen uns unseren Präsidenten nicht vom Staat vor-
schreiben«. – In diesem Votum äußerte sich Resistenz, die den direkten
Einfluß des Staates zu verhindern bemüht war.

3. Weitere Spuren konspirativer ›Zusammenarbeit‹

Sicher ist mit »Herbert aus Halle« ein extremes Beispiel für Kontakte zur
Stasi innerhalb des BEFG nunmehr an das Licht der Öffentlichkeit gera-
ten. Der »Fall Kautz« ist auf der einen Seite einzigartig, weil er die Vor-
gänge über die Präsidentenwahl von  1969  aus der  Sicht der  Überwa-
chungsorgane des DDR-Staates zeigt und nachvollziehbar macht. Daß er
keinesfalls ein Einzelfall war, belegen weitere Funde in der Gauckbehörde.
So wurde etwa Herbert Weist, der spätere Präsident des Bundes, 1955 als
GI »Willy« (dem Vorläufer des »IM«) »auf der Linie Sekten« geworben
und unterzeichnete eine Schweigeverpflichtung über das erste Gespräch
mit der Staatssicherheit.159 Er verpflichtete sich zudem, über Auslands-
reisen zu berichten und seine Gemeindemitglieder im Sinne der DDR-
Politik zu beeinflussen. Die Zusammenarbeit wurde im Februar 1959 ab-
gebrochen, da nun, nach seinem Wechsel in das baptistische Präsidenten-
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158 Vgl. BStU AIM 10036/78, Bd. I, 34.
159 BStU AIM 181/59, Bd. I, 1-10. Als die Stasi eine generelle Schweigeverpflichtung

verlangte, lehnte er dies mit dem Hinweis ab, daß sein Ehrenwort genügen müsse.
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amt, die Verbindung auf offiziellem Wege weitergeführt werden sollte.160

Eine genaue Auswertung des im Vergleich mit Kautz vom Umfang her
wesentlich geringeren Quellenmaterials steht noch aus. Dennoch ist be-
reits festzuhalten, daß Weist bei seiner Berichterstattung nicht zur Zu-
friedenheit der Stasi arbeitete, sondern, wie enttäuscht vermerkt wird,
»nur informatorisches Material« geliefert habe und sich auch nicht
vollumfänglich den Methoden der Konspiration unterwarf.
Bei einer Einschätzung seiner Zusammenarbeit mit der Stasi muß sicher
der noch im Aufbau befindliche Machtapparat dieses Überwachungsor-
gans berücksichtigt werden. Die Zeitumstände des stalinistisch geprägten
»Kirchenkampfes«, die Weist als freikirchlichen Pastor sicher nicht un-
berührt ließen, und die Sorge vor möglichen negativen Folgen für seine
Freikirche im Falle einer  grundsätzlichen Weigerung zur Kooperation,
könnten als weitere Motive angeführt werden. Seine Wahl ins Präsiden-
tenamt läßt die Kontakte zur Staatssicherheit, vor allem in ihrer Rück-
wirkung auf seine Person, problematisch erscheinen. Auch wenn er seine
Zusammenarbeit so gestaltete, daß sie für die Stasi wenig relevante In-
formationen erbrachte, war er als Präsident des Bundes wahrscheinlich
befangen, und sein Verhalten war verständlicherweise in erster Linie auf
die Vermeidung von Konflikten ausgerichtet. Wie weit diese Vorge-
schichte einen direkten Einfluß auf das Staat-Freikirche-Verhältnis wäh-
rend seiner Präsidentschaft hatte, läßt sich noch nicht eindeutig belegen.
Im Vergleich mit Kautz zeigt das Material über Weist, wie differenziert
über Stasi-Kontakte recherchiert und geurteilt werden muß.
Weitere Akten liegen hinsichtlich der langjährigen Zusammenarbeit
(1966-1989!) von Heinrich  Strohmann mit der K  I  in Erfurt und  ab
1988 als IMS161 vor.162 Seine wechselvolle Kooperation mit den staatli-
chen Überwachungsorganen, die zwar kontinuierlich erfolgte aber pha-
senweise wenig intensiv war, in den 80er Jahren jedoch stärker ausge-
baut wurde, muß noch eingehend analysiert werden. Von einer zunächst
legendierten Verbindung entwickelte sich die Beziehung zu einer festen
Bindung. Er versuchte jedoch, nach den Aussagen seines Führungsoffi-
ziers, die Berichterstattung über seine eigene Religionsgemeinschaft zu
umgehen bzw. zu vermeiden.163 Deshalb wurde er vermehrt zur Aus-
spionierung landeskirchlicher Institutionen und Personen eingesetzt. Im
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160 Vgl. a.a.O., 19. Die Interpretation der in den Akten stehenden Auskunft: »die Ver-
bindung zum Inoffiziellen Mitarbeiter wird in der weiteren Zusammenarbeit offiziell un-
terhalten« fällt schwer. Einerseits könnte damit gemeint sein, daß die offizielle Abschöp-
fung durch Gespräche mit dem Staatssekretariat für Kirchenfragen im Blick auf die Be-
deutung des Informanten ausreiche (vgl. BStU AIM 181/59, Bd. I, 18). Andererseits hatte
in der Zwischenzeit (April 1958) bereits die in Berlin ansässige Hauptabteilung der Stasi
Kontakt zu ihm aufgenommen. Vgl. BStU AIM 181/59, Bd. II, 52.54.

161 IMS = »Inoffizieller Mitarbeiter zur Sicherung des Verantwortungsbereiches«.
162 Vgl. BStU IF 2077/86, Bd. I; BStU AOG 2023/86 Bd. I; Arbeitsakte; Bd. II.
163 Vgl. BStU IF 2077/86, Bd. I, 54; BStU AOG 2023/86, Bd. I, 57.
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Jahr 1988 wurde er daher als Inoffizieller Mitarbeiter »im Sicherungsbe-
reich der Kirchen und Religionsgemeinschaften in Erfurt« geführt.164

Welche Konsequenzen seine Berichterstattung hatte und wie diese heute
im Licht ökumenischer Zusammenarbeit ethisch zu werten ist, bleibt ei-
ner späteren Untersuchung vorbehalten.
Die  umfangreichen  Akten zur Zusammenarbeit von Gottfried Geißler
(IMS »Karel«, ab 1980 sogar IMB165) mit dem MfS, der seit den frühen
70er Jahren vor allem über Tagungen im Martin-Luther-King-Haus in
Schmiedeberg berichtete, müssen ebenfalls noch detailliert ausgewertet
werden.166 Es wird deutlich, daß er sich aufgrund der schwierigen Situa-
tion seines Sohnes (Krankheit, Ausreise in die Bundesrepublik) zur kon-
spirativen Zusammenarbeit bereit fand.167 Seine von der Stasi befürwor-
teten Auslandsreisen mußte er zur Berichterstattung über den BEFG
nutzen. Ein  besonders markanter Fall ist  seine Einladung zum  BWA-
Kongreß 1980 nach Toronto168, die von der Bundesleitung zunächst nicht
befürwortet wurde169. Ein Bericht über die Einsatzmöglichkeit des IMS
»Karel« zwischen der Hauptabteilung XX/4 des MfS und seinem Füh-
rungsoffizier vom 18.2.1980 zeigt, daß Geißler im Auftrag des MfS zur
Ausspionierung des Kongresses in Toronto mitreisen sollte, um Einfluß
auf die DDR-Delegation nehmen zu können.170 Ein vollständiger Ein-
satzplan des MfS für Toronto wird von ihm übernommen. Die Folgewir-
kungen seiner Tätigkeit für das MfS auf den BEFG müssen noch unter-
sucht werden. Aber auch in diesem Fall sind die negativen Informatio-
nen Geißlers über Personen aus der evangelischen Kirche besonders pro-
blematisch.
Mit dem vorliegenden Bericht ist also nur ein Anfang gemacht worden
in dem Versuch einer ehrlichen Erforschung dieser bedrückenden Ver-
gangenheit. Auch wenn sich das Urteil des Kirchenhistorikers und ver-
sierten Kenners der Materie, Gerhard  Besier, in  der Gesamtschau  be-
wahrheiten sollte, wonach die Stasi nicht in gleicher Intensität an den
Freikirchen interessiert war wie an den Großkirchen171, so gebührt es
doch einer der Wahrheit verpflichteten Aufarbeitung der freikirchlichen
Geschichte, die Zeugnisse von Anpassung und Verrat mutig und in sach-
licher Weise ans Licht zu bringen. Nicht um Menschen zu verurteilen
und an den Pranger einer interessierten Öffentlichkeit zu stellen, son-
dern um zu lernen. Es ist, wie Joachim Gauck ausführt, für die Zukunft
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164 Vgl. a.a.O., 87.
165 IMB = »Inoffizieller Mitarbeiter zur Bearbeitung im Verdacht der Feindtätigkeit

stehender Personen«. Zum Begriff IMS s.o. Anm. 161.
166 Vgl. BStU AIM 1397/92 Bd. I; Bd. II; Bd. IV.
167 Vgl. a.a.O., Bd. I, 85.122ff.197.
168 Vgl. a.a.O., 284.286.
169 Vgl. a.a.O., 287.
170 Vgl. a.a.O., 289.
171 Vgl. Besier, Religionspolitik, 66.
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wichtig, Zivilcourage zu erlernen. »Deshalb ist es gut, sich derer zu erin-
nern, die in der Diktatur den Mut hatten, nein zu sagen.«172 Dazu ge-
hört auch die Erinnerung an jene, die sich aus unterschiedlichen Grün-
den von der zweiten deutschen Diktatur instrumentalisieren ließen. Im
Gedenken an den 50. Jahrestag des Kriegsendes formulierte der Präsi-
dentenbericht an den Bundesrat 1995: »Wer die Vergangenheit vergißt,
ist verurteilt, sie zu wiederholen.«173
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172 J. Gauck, »Ich bin weder Richter noch Inquisitor«, Die Welt, 13.1.1997, 9.
173 Berichtsheft 1996, 229.
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